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1Kurzfassung
Ausgehend von den immer deutlicher hervortretenden Defiziten und Unzulänglichkeiten des
Stromeinspeisungsgesetzes als sachgerechtem und effizientem Förderansatz für erneuerbare
Energie, ist es das Ziel des hiermit vorgelegten Gutachtens in der Diskussion befindliche al-
ternative Fördermodelle einer kriteriengestützten Einordnung und Bewertung zu unterziehen,
sowie ein Fördermodell zu entwickeln, das insbesondere den Anforderungen einer ökono-
misch effizienten sowie marktkonformen Förderung erneuerbarer Energien gerecht wird.
Die Erarbeitung eines tragfähigen, volkswirtschaftlich effizienten und mit wettbe-
werblichen Energiemärkten verträglichen Konzepts der Förderung erneuerbarer Energien
muß zunächst die Ziele der Förderung klären. Erneuerbare Energien spielen für die Energie-
versorgung in Deutschland, bis auf die Wasserkraft erst eine untergeordnete Rolle. Dies liegt
im Wesentlichen an den hohen Erzeugungskosten von Strom aus erneuerbaren Energien.
Ausgehend von den energiepolitischen Zielen einer gesicherten, kostengünstigen und um-
welt- sowie klimaverträglichen Energieversorgung, muß es das Ziel der Förderung sein, die
Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien dahin zu entwickeln, daß sie einen Beitrag zu
diesem energiepolitischen Zielbündel leisten können. Mit Blick auf die energiepolitischen
Ziele geht es also insbesondere darum, das derzeitig größte Defizit zu beheben, nämlich die
hohen Kosten der Energieerzeugung aus erneuerbaren Energien. Ziel der Förderung muß es
daher sein, Entwicklungs-, Lern- und Innovationsprozesse in Gang zu setzen, um die Wirt-
schaftlichkeit zu verbessern, damit die Nutzung erneuerbarer Energien wettbewerbsfähig mit
den herkömmlichen Energien wird, wobei die jeweiligen externen Kosten zu berücksichtigen
sind. Wenn Wettbewerbsfähigkeit erreicht werden kann, dann ist auch sichergestellt, daß die
erneuerbaren Energien zu den beiden anderen energiepolitischen Zielen, insbesondere auch
zu einer kosteneffizienten Minderung der energiebedingten Umwelt- und Klimabelastung
beitragen.
Ein dieser Zielsetzung gerecht werdendes Fördermodell muß entsprechend dem je-
weiligen Entwicklungsstand der verschiedenen Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energi-
en differenzierte Fördermaßnahmen bei Forschung und Entwicklung sowie im Rahmen der
Markteinführung ermöglichen. Insbesondere für die Markteinführungsphase sind effektive
Anreizmechanismen zu schaffen, um Lern- und Skaleneffekte zur Kostensenkung auszu-
schöpfen. Neben einer ökonomisch effizienten Verwendung der Fördermittel sollte ein trag-
fähiges Förderkonzept auch mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen sowie mit dem
europäischen und deutschen Rechtsrahmen kompatibel sein.
Unterzieht man die Fördermodelle mit garantierten Einspeisevergütungen (wie z.B.
das Stromeinspeisungsgesetz oder den Entwurf des „Erneuerbare Energien Gesetz (EEG))
und die mengengesteuerten Fördermodelle (z.B. das Quotenhandelsmodell) einer an diesen
Anforderungen orientierten Bewertung, so zeigt sich, daß sie erhebliche Defizite bezüglich
der Zielerreichung und der effizienten Fördermittelverwendung aufweisen. Sie bedeuten ei-
nen direkten Eingriff in die Preisbildungs- und Allokationsmechanismen des Elektrizitäts-
marktes und es bestehen Bedenken, ob sie mit dem Verfassungsrecht und den europäischen
Wettbewerbsrecht vereinbar sind.
2Ein Fördermodell, das diese Defizite vermeidet und das die angestrebte Marktreife von
Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien gezielt und effizient erreichen kann, sollte
wie folgt ausgestaltet sein und wird hier als „Marktintegrationsmodell“ bezeichnet:
- Entsprechend dem jeweiligen technologischen Entwicklungsstand erfolgt eine differen-
zierte Förderung von Forschung und Entwicklung sowie der Markteinführung.
- Die Förderung der Markteinführung marktnaher Technologien erfolgt mittels wettbe-
werblicher Vergabeverfahren von jährlich ausgeschriebenen Kapazitäten der entspre-
chenden Technologie zur Nutzung erneuerbarer Energien (Ausschreibungswettbewerb).
- Die günstigsten Angebote des Ausschreibungsverfahrens erhalten eine Förderzuwen-
dung in Form eines einmaligen Investitionskostenzuschußes.
- Für die abgestimmte und koordinierte Durchführung der Fördermaßnahmen werden auf
Bundesebene ein
„Koordinationskreis F+E Erneuerbare Energien“
und ein
„Rat für die Markteinführung Erneuerbarer Energien“
eingerichtet.
Der „Rat für die Markteinführung Erneuerbarer Energien“ ist zuständig für die Kon-
zeption der Markteinführungsprogramme. Ihre organisatorische Durchführung erfolgt
durch das Bundesamt für Wirtschaft.
- Die Mittel für die Markteinführungsprogramme werden aus dem Bundeshaushalt be-
reitgestellt. Falls die erforderlichen Mittel ohne eine Verbesserung der Einnahmensseite
nicht bereitgestellt werden können, wäre zur Gegenfinanzierung die Einführung einer
am Verursacherprinzip ausgerichteten Umwelt- bzw. Treibhausgassteuer ein marktkon-
former Weg, der gleichzeitig durch die Internalisierung energiebedingter Kosten der
Umweltnutzung die Wettbewerbssituation erneuerbarer Energien verbessert. Die der-
zeitige Ökosteuer wäre abzuschaffen.
Ein wettbewerbliches Förderkonzept in Form des hier vorgeschlagenen „Marktintegra-
tionsmodells“ vermeidet Überförderungen und Mitnahmeeffekte sowie direkte Eingriffe in
die Marktmechanismen. Es ist konform mit dem europäischen Wettbewerbsrecht und die
Mittelbereitstellung ist verfassungsrechtlich unbedenklich. Der Verwaltungsaufwand ist ver-
gleichsweise gering.
31 Einleitung und Problemstellung
Zentrales Element der Förderung erneuerbarer Energien der letzten Jahre war das Stromein-
speisungsgesetz (StrEG) aus dem Jahr 1990 bzw. seine am 29. April 1998 in Kraft getretene
novellierte Fassung. Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die ein Netz für die allgemeine
Versorgung betreiben, sind verpflichtet, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten Strom aus
erneuerbaren Energien abzunehmen und mit einem festgelegten Mindestbetrag zu vergüten.
Unabhängig von den Fragen, ob das Stromeinspeisungsgesetz gegen das europäische
Wettbewerbsrecht verstößt und ob es eine verfassungsrechtlich unzulässige Sonderabgabe
beinhaltet, stand der konzeptionelle Ansatz des Stromeinspeisungsgesetzes von Anfang an
unter starker Kritik. Im Laufe der Zeit, insbesondere auch mit der Liberalisierung der Elektri-
zitätsmärkte traten die Defizite und Unzulänglichkeiten des Stromeinspeisungsgesetzes im-
mer deutlicher in den Vordergrund.
Die intensivierte Diskussion über alternative Fördermodelle sowie die geplante Novel-
lierung des Stromeinspeisungsgesetzes, haben das Wirtschaftministerium von Baden-
Württemberg veranlaßt, ein Gutachten zu dieser Thematik in Auftrag zu geben. Ziel des
hiermit vorgelegten Gutachtens ist es, aufbauend auf einer Analyse und Bewertung der Ef-
fekte und Wirkungen des Stromeinspeisungsgesetzes, verschiedene in der Diskussion befind-
liche alternative Fördermodelle einer kriteriengestützen Einordnung und Bewertung zu unter-
ziehen, sowie ein Fördermodell zu entwickeln, das insbesondere die Anforderungen einer
ökonomisch effizienten sowie möglichst marktkonformen Förderung erneuerbarer Energien
erfüllt. Eine formal juristische Prüfung der europa-, wettbewerbs- und verfassungsrechtlichen
Fragen war dabei nicht Gegenstand des Gutachtens.
Zunächst wird ein Überblick über die Förderung erneuerbarer Energien in Deutschland
gegeben. Auf das Stromeinspeisungsgesetz, seine Wirkungen und Aufwendungen wird dabei
besonders eingegangen (Kap. 2). Im Anschluß daran werden Ziele diskutiert, die ein Förder-
modell für erneuerbare Energien verfolgen sollte und es werden Anforderungen und Kriterien
formuliert, die der Bewertung unterschiedlicher konzeptioneller Ansätze zur Förderung der
Nutzung erneuerbarer Energien zugrunde gelegt werden sollten (Kap. 3).
Im vierten Kapitel wird eine Auswahl von bereits in der Diskussion stehenden Förder-
modelle vorgestellt und anhand des Kriterienkatalogs einer Bewertung unterzogen. Behandelt
werden die von den Regierungsfraktionen eingebrachte Novelle des Stromeinspeisungsgeset-
zes (Erneuerbare – Energien – Gesetz EEG), Quotenmodelle, Ausschreibungsmodelle und die
sogenannten „Grünen Angebote“ der Energieversorgungsunternehmen. Daran schließt sich
die Erläuterung eines Konzeptes für eine effiziente und marktkonforme Förderung erneuerba-
rer Energien an.
42 Bestandsaufnahme: Förderung erneuerbarer Energien in Deutschland
2.1 Förderprogramme des Bundes, der Länder und Kommunen
2.1.1 Fördermaßnahmen des Bundes
Der Bund hat die Nutzung erneuerbarer Energien durch ein breit angelegtes Förderprogramm
seit Jahren umfangreich unterstützt. Die Förderinstrumente sind auf verschiedene Ressorts
des Bundes verteilt und für unterschiedliche Zielgruppen und Förderzwecke ausgelegt.
Marktanreizprogramm des Bundesministeriums für Wirtschaft
Das Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) hat die Nutzung erneuerbarer Energien durch
ein Marktanreizprogramm für private Haushalte und Unternehmen gefördert. Dieses „100
Millionen DM-Programm für erneuerbare Energien“, das zunächst auf den Zeitraum 1994 –
1998 ausgelegt war und 1999 vorläufig verlängert wurde, zielte auf die Stärkung der Nach-
frage nach entsprechenden Anlagen und sollte so zu Kostensenkungen bei Herstellern und
Installateuren führen. Auf diese Weise wollte die Bundesregierung zur Entwicklung eines
stabilen, selbsttragenden Marktes beitragen.
Gefördert wurde die gesamte Bandbreite der Techniken, die erneuerbare Energiequellen
nutzen, mit Ausnahme der Geothermie. Die Fördermittel wurden in Form verlorener Investi-
tionszuschüsse, gestaffelt nach Techniken und gebunden an bestimmte Leistungsgrenzen,
durch das Bundesamt für Wirtschaft (BAW) vergeben.
„100.000-Dächer-Solarstrom-Programm“ des Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie
Das im September 1998 beschlossene „100.000-Dächer-Solarstrom-Programm“ des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie war eine der ersten Maßnahmen der neuen
Bundesregierung. Dieses auf fünf Jahre angelegte Programm zielt nach japanischem Vorbild
auf die breite Markteinführung photovoltaischer Anlagen und löste das ausgelaufene1000-
Dächer-Photovoltaik-Programm ab. Die durch die Förderung bei Programmende erhoffte
installierte Photovoltaik-Leistung wird auf 300 MW geschätzt.
Gefördert werden Investitionen in Photovoltaik-Anlagen durch zinsverbilligte Kredite
und einen Restschuldenerlass im zehnten Betriebsjahr. Die Kredite werden durch die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) vergeben und über die Hausbanken der Antragsteller ausge-
zahlt. Der derzeitige Zinssatz beträgt 0 %.
„250 MW-Wind“-Programm des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und For-
schung
Das von 1990 bis 1998 laufende „250 MW-Wind“-Programm des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBF) war ursprünglich als Breitentest- und Demon-
strationsprogramm für Windkaftanlagen konzipiert worden. Tatsächlich hat es weit über die
Demonstrationsphase hinaus gewirkt und den Ausbau fortschrittlicher Windkraft-Technik
5wesentlich im Zusammenhang mit dem Stromeinspeisungsgesetz gefördert. Die beachtlichen
Leistungen und Verfügbarkeiten moderner Windkraftanlagen gehen somit zumindest teilwei-
se auf dieses Förderprogramm zurück. Die Fördermittel wurden wahlweise entweder als Be-
triebskostenzuschuss oder als Investitionshilfe vergeben.
Weitere Bundesprogramme
Zu weiteren Instrumenten des Bundes, durch die die Nutzung erneuerbarer Energiequellen
gefördert wird oder wurde, gehören oder gehörten mehrere Programme, die sehr individuellen
Förderzwecken entsprechen. Diese Programme wirken oder wirkten entweder zinsverbilli-
gend bei Investitionskrediten oder steuererleichternd bei den Einkommen für die jeweiligen
Fördermittelempfänger.
Zinsverbiligte Kredite gewähren die Deutsche Ausgleichsbank (DtA) sowie die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) z.B. mit folgenden Programmen: ERP-Umwelt- und Ener-
giesparprogramm, ERP-Existenzgründungsprogramm, ERP-Eigenkapitalhilfe-Programm
(DtA-Programme für Gewerbetreibende); DtA-Umweltprogramm für Unternehmen und frei-
beruflich Tätige; DtA-Solarinitiative für private Haushalte (ausgelaufen); KfW-Umwelt-
programm für Betriebe und Organisationen; KfW-Programm zur CO2-Minderung durch
Wärmepumpen und Solarkollektoren; KfW-Mittelstandsprogramm.
Steuerliche Anreize gewährt der Staat nach dem Eigenheimzulagengesetz bei Einbau
einer Wärmepumpe, Solar- oder Wärmerückgewinnungsanlage; nach dem Fördergebiets-
gesetz oder dem Investitionszulagengesetz in den neuen Bundesländern bei Investitionen, die
erneuerbare Energiequellen betreffen.
Im Bereich der Landwirtschaft hat die Bundesregierung mit dem Agrarinvesti-
tionsförderprogramm (AFP) ein besonderes Förderinstrument geschaffen, mit dem u.a. Zu-
schüsse oder verbilligte Kredite bei Investitionen in Wärmepumpen, Solar- und Biomasse-
anlagen vergeben werden. Ferner stehen der Landwirtschaft auch Mittel aus dem Sonder-
kreditprogramm für Landwirte und Junglandwirte zur Verfügung, um Maßnahmen zur Nut-
zung erneuerbarer Energien zu fördern.
Zu den weiteren Maßnahmen des Bundes bei der Förderung der erneuerbaren Energien
gehörten und gehören die Unterstützung bei der Entwicklung und Demonstration von Anla-
gen, Komponenten und Systemen durch öffentliche Mittel. In der energietechnischen For-
schung und Entwicklung (FuE) nahm die erneuerbaren Energien seit vielen Jahren einen be-
sonderen Platz ein. Gefördert wurde dabei die gesamte Bandbreite der Techniken zur Nut-
zung der regenerativen Energiequellen.
2.1.2 Fördermaßnahmen der Länder und Kommunen
In den Bundesländern gab und gibt es ebenso wie auf der Ebene der Städte, Gemeinden und
Kreise verschiedene Förderprogramme, die auf eine verstärkte Nutzung erneuerbarer Ener-
giequellen abzielen. Gründe für die Förderung sind neben Umwelt- und Klimaschutzbeiträgen
u.a. die Stärkung der regionalen Nachfrage nach entsprechenden Anlagen und die Schaffung
eines lokalen Anbieter-Marktes für die Herstellung, Installation und Instandhaltung der Anla-
gen.
Der größte Teil der Fördermittel wird in Form von technologiespezifischen, festen Zu-
schüssen zu entsprechenden Investitionen vergeben, ein kleinerer Teil in Form von Zinsver-
6billigungen zu Darlehen oder in Form steuerlicher Erleichterungen durch erhöhte Abschrei-
bungsmöglichkeiten.
Zu den auf kommunaler Ebene wirkenden Förderprogrammen kann ferner auch ein
spezielles Vergütungsmodell für Strom aus erneuerbaren Energiequellen gerechnet werden.
So gibt es in über 20 Städten Deutschlands kostendeckende Einspeisevergütungen. Dabei
wird der eingespeiste Strom aus erneuerbaren Energiequellen von dem örtlichen Stadtwerk zu
tatsächlichen Gestehungskosten, z.B. in Höhe von 2,00 DM /kWh für Photovoltaik-Strom und
30,0 Pf/kWh für Windstrom, vergütet. Die erhöhten Einspeisevergütungen werden durch eine
Umlage auf die allgemeinen Strompreise von den Tarifabnehmern finanziert.
2.1.3 Finanzielle Aufwendungen
Die Zusammenstellung der finanziellen Aufwendungen von Bund und Ländern für die För-
dermaßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien zeigt deutlich, daß die Mittel etwa zur
Hälfte von den Ländern und vom Bund aufgebracht wurden (Tabelle 2-1). Die jährlichen För-
dersummen der Länder lagen in den letzten Jahren zwischen 250 und 300 Millionen DM und
haben sich somit gegenüber 1991 verdoppelt. Der Bund hat seine Förderung, die 1992 mit
knapp 390 Millionen einen Höhepunkt erreichte, in den letzten Jahren auf ca. 300 Millionen
DM zurückgefahren, da mit dem Stromeinspeisungsgesetz ein weiteres Fördermittel zur Ver-
fügung stand. Schwerpunkte der geförderten Technologien waren Windkraft-, Biomasse-,
Solarkollektor- und Photovoltaikanlagen.
2.2 Förderung durch Energieversorgungsunternehmen
Die Energieversorgungsunternehmen (EVU) fördern die Nutzung erneuerbarer Energien auf
zweifache Weise: als Investor und Betreiber von entsprechenden eigenen Anlagen sowie als
Geber von Finanzierungshilfen für private Investitionen. Insgesamt betrieben deutsche EVU
im Jahre 1998 1520 Anlagen auf Basis erneuerbarer Energiequellen, darunter 657 Wasser-
kraft-, 535 netzgekoppelte Photovoltaik- und 210 Windkraftanlagen /Wagner, 1999/.
Während die Wasserkraftanlagen zum traditionellen wirtschaftlich arbeitenden Erzeu-
gungspark der EVU gehören und von daher fast ausnahmslos seit vielen Jahren am Netz ar-
beiten, sind Windkraftwerke mit Beginn und Photovoltaikanlagen verstärkt seit Mitte der
Neunziger Jahre im Rahmen von Forschung und Demonstration von den Unternehmen in
Betrieb genommen worden.
Im Jahre 1998 gaben die EVU für dieses Engagement bei den regenerativen Energie-
quellen 1,2 Milliarden DM aus. Davon entfielen 1,1 Milliarden DM auf Planung, Bau, Er-
haltung und Betrieb von wirtschaftlichen Anlagen, vor allem Wasserkraftwerke. Für For-
schung, Entwicklung und den Bau von Demonstrationsprojekten wurden rund 100 Millionen
DM ausgegeben /VDEW, 1999a/.
Die von den EVU aufgelegten Markteinführungsmaßnahmen haben einen Schwerpunkt
im Bereich der Finanzierungshilfen für Photovoltaikanlagen. Darüber hinaus beteiligen sich
die EVU im besonderem Maße an der Finanzierung privater Investitionen in solarthermische
Anlagen sowie in Wärmepumpen. Die finanzielle Förderung anderer Anlagen, speziell Bio-
masse- und kleiner Wasserkraftanlagen, steht in der Rangfolge an dritter Stelle.
7Tabelle 2- 1: Finanzielle Aufwendungen für die Förderung der Nutzung erneuerbarer Energie-
quellen durch Bund und Länder (Mio DM); Quellen: BMBF/Prognos, 1999/
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1991-
1999
Baden-
Württemberg
5,4 13,5 18,9 17,1 21,9 11,7 14,8 10,7 114,0
Bayern 5,4 15,2 17,3 37,1 66 62 75,3 0 278,3
Berlin 3,5 3,6 2,8 3,2 5,2 5,4 12,1 20,6 56,4
Brandenburg 0 10 11,4 25,7 15 18,2 4,8 13 98,1
Bremen 0,3 1,3 1,6 1,2 0,6 0,8 0,9 1,5 8,2
Hamburg 1,5 1,5 1,3 0,6 1,8 0,6 0,9 0,8 9,0
Hessen 4,2 13,4 23,5 22,9 22,6 16,1 13,7 48 164,4
Mecklenburg-
Vorpommern
4,2 7,2 7,3 6,8 8,3 10,7 0 0 44,5
Niedersachsen 11,7 16,7 31,8 21,2 10 2,2 5,4 16,5 115,5
Nordrhein-
Westfalen
71,2 80,5 112,3 88 71,6 79,2 101,4 93,4 697,6
Rheinland-Pfalz 8,2 7,4 2,5 8,3 6,5 8,5 0 0 41,4
Saarland 2,6 5,3 4,3 1 3,5 7,5 8 8,9 41,1
Sachsen 0,8 7,6 13,2 19,5 23,4 19,6 12,1 8 104,2
Sachsen-Anhalt 0,5 2,3 11,2 16,8 16,7 8,9 17,2 17,2 90,8
Schleswig-
Holstein
12,8 7,6 6,2 6,2 6,6 4,5 4,5 4,1 52,5
Thüringen 0,1 1,9 7,1 7,8 9,2 10,7 11,11 8,9 56,8
Steuerminderung
Länder
23 19 15 12 9 7 6 5 96,0
gesamter
Aufwand Länder
155,3 213,8 287,6 295,4 297,9 273,5 288 256,7 2.068,2
Förderung
Nutzung Bund
36,0 40,5 38,8 38,9 46,1 58,4 46,4 27,0 332,1
FuE Bund 304 347 325 281 267 281 264 250a 2.319,0
Bund und Länder 495,3 601,3 651,4 615,3 611 612,9 598,4 533,7 4.719,3
a
vorläufig
8Neben diesen direkten Fördermaßnahmen fördern die Energieversorgungsunternehmen Bau
und Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien auch noch über
spezielle Produktangebote (siehe Kap. 4.4).
2.3 Förderung durch das Stromeinspeisungsgesetz
2.3.1 Zielsetzung und Ausgestaltung des Gesetzes
Im Jahre 1990 wurde das Stromeinspeisungsgesetz /StromEG 1990/ vom Bundestag be-
schlossen und zum 1. Januar 1991 in Kraft gesetzt. Zielsetzung dieser Gesetzesinitiative war
es, den Beitrag der erneuerbaren Energiequellen zur Stromversorgung aus umwelt- und kli-
mapolitischen Gründen deutlich zu steigern.
Das Gesetz enthält in seinem Kern ein die EVU verpflichtendes Regelinstrument. Mit
ihm werden die Abnahme- und Vergütungsverpflichtungen von privat erzeugtem Strom gere-
gelt, der ausschließlich aus Wasserkraft, Windkraft, Sonnenenergie, Deponiegas, Klärgas oder
aus Biomasse erzeugt wird und von den EVU aufzunehmen ist.
Nach § 2 sind Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die ein Netz für die allgemeine
Versorgung betreiben, verpflichtet, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten Strom aus re-
generativen Energien abzunehmen und ihn mit Mindestpreisen (§ 3) zu vergüten. Die Vergü-
tung beträgt für Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas sowie aus Biomasse mindestens
80 % des Durchschnittserlöses je Kilowattstunde aus der Stromabgabe von Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen an alle Letztverbraucher. Bei Wasserkraftwerken sowie Deponiegas-
und Klärgasanlagen ist zusätzlich eine Leistungsgrenze von 500 Kilowatt festgelegt, bis zu
der die 80 %-Vergütung gilt; jenseits dieser Leistung beträgt die Vergütung mindestens 65 %.
Für Strom aus Sonnenenergie und Windkraft, der als besonders förderungswürdig einge-
schätzt wurde, legte das Gesetz eine höhere Mindestvergütung fest: mindestens 90 % des
Durchschnittserlöses je Kilowattstunde aus der Stromabgabe von Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen an alle Letztverbraucher.
Im Zuge der vollständigen Neuregelung des Energiewirtschaftsgesetzes im Jahre 1998
und der damit verbundenen Liberalisierung des Energiemarktes wurde eine Novellierung des
Stromeinspeisungsgesetzes durchgeführt. Die Abnahmepflichten und die Höhe der Vergütung
blieben zwar unverändert, aufgenommen wurde jedoch eine Härtefall-Regelung (§ 4), um die
Belastungen für die abnahmepflichtigen EVU zu begrenzen. Durch den damit eingeführten
„Deckel“ kann ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen, das im Kalenderjahr mehr als 5 %
seiner über sein Netz abgesetzten Kilowattstunden aufnehmen muß, die Mehrkosten auf den
vorgelagerten Netzbetreiber überwälzen (§ 4, Abs. 1 S.1.). Fehlt ein vorgelagerter Netzbe-
treiber, entfällt die Abnahme- und Vergütungspflicht. Außerdem ist der Netzbetreiber berech-
tigt, die Vergütung für eingespeisten Strom als Kosten bei der Ermittlung des Durchleitungs-
entgeltes in Ansatz zu bringen (§ 2).
9Mitte Dezember 1999 ist eine weitere Überarbeitung des Stromeinspeisungsgesetzes
auf den parlamentarischen Weg gebracht worden, mit dem Ziel das novellierte Gesetz im Jahr
2000 in Kraft zu setzen. Mit der Novelle sollen einerseits die räumlichen ungleichgewichtigen
Lasten gerechter verteilt werden, so daß die Deckelung des Stromeinspeisungsgesetzes ent-
fällt1; zum anderen soll die Anbindung der gesetzlichen Mindestvergütung an die derzeit ra-
sant fallenden Strompreise beseitigt werden, um Planungssicherheit für Investoren zu schaf-
fen2.
2.3.2 Finanzielle Aufwendungen
Mit dem Stromeinspeisungsgesetz sind aufgrund der bindenen Abnahme- und Vergütungs-
pflichten für die aufnehmenden EVU Mehrkosten verbunden, die sich aus der Einspeise-
menge von regenerativ erzeugtem Strom und der Vergütung je eingespeister Kilowattstunde
sowie den Kosten der vermiedenen Stromerzeugung ergeben. Diese Mehrkosten entsprechen
den durch das Gesetz gewollten Subventionen für erneuerbare Energien. Sie werden von den
Stromverbrauchern über eine Umlagefinanzierung durch einen entsprechenden Aufschlag auf
die Strompreise bezahlt (Tabelle 2-2).
Tabelle 2- 2: Vergütung 1999 für erneuerbare Energien (Pf/kWh)
Bedingung Vergütung nach
StromEG
Vergütung nach
Verbändevereinba-
rung1
Wasserkraft bis 500 kW 14,69 8,9
Wasserkraft für Leistung, die 500
kW übersteigt
11,93 8,9
Deponiegas, Klärgas,
Biomasse
bis 500 kW 14,69 9,5
Deponiegas, Klärgas,
Biomasse
für Leistung, die 500
kW übersteigt
11,93 9,5
Windkraft keine 16,52 7,5
Photovoltaik keine 16,52 11,0
1
 Verbändevereinbarung zwischen dem Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), dem Verband der Industriellen Ener-
gie- und Kraftwirtschaft (VIK) und der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke e.V. (VDEW), „Stromwirtschaftliche
Zusammenarbeit“
                                                          
1
 Damit soll offenbar der einseitigen Mehrbelastung der Netzbetreiber im norddeutschen Küstenbereich, die den
Großteil der deutschen Windstromerzeugung aufnehmen müssen, entgegengewirkt werden. Denn trotz der Här-
tefall-Regelung ist ein deutliches Nord-Süd-Gefälle bei der Abnahme- und Vergütungspraxis nach dem Stro-
meinspeisungsgesetz bestehen geblieben. So wird nach Auffassung der PreussenElektra AG der sog. zweite 5
%-Deckel bereits im Jahre 1999 erreicht, wodurch die Abnahme- und Vergütungspflicht für Strom aus neuen
Windkraftanlagen in den Versorgungsgebieten der Schleswag und von EWE zukünftig entfallen werde
/Tagesnachrichten, 1999/.
2
 siehe 4.1 für Details zur neuen Gesetzesnovelle
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Die Mehrkosten der Vergütung nach dem Stromeinspeisungsgesetz im Vergleich zur
Vergütung nach der Verbändevereinbarung von BDI, VIK und VDEW sind in Tabelle 2-3
dargestellt. Im Jahre 1998 machten sie 526 Millionen DM aus; für 1999 wird ein Betrag von
685 Millionen DM erwartet.
Tabelle 2- 3: Mehrkosten der Vergütung nach dem StromEG /VDEW, 1999a/
Vergütung nach Strom
EG
(Millionen DM)
Mehrkosten im Ver-
gleich zur Verbände-
vereinbarung
(Millionen DM)
Mehrkosten
(%)
1991 140 55 65
1992 176 66 60
1993 270 116 75
1994 360 159 79
1995 480 230 92
1996 588 275 88
1997 778 372 92
1998 1.078 526 95
1999 1.382 685 98
In der Praxis des liberalisierten Strommarktes dürfte Strom für die EVU weitaus gün-
stiger zu beschaffen sein als nach Verbändevereinbarung festgelegt. Würde der eingespeiste
Regenerativstrom den privaten Einspeisern zu heute üblichen Strombeschaffungspreisen der
EVU von 4-5 Pf/kWh vergütet, so würden die tatsächlich gezahlten Mehrkosten deutlich hö-
her ausfallen.
2.3.3 Am Gesetz geäußerte Kritik
Nach Inkrafttreten des Stromeinspeisungsgesetzes wurde von den unterschiedlichsten Seiten
immer wieder Kritik an einzelnen Teilen oder dem Gesetz als Ganzem geübt. Den einen, so
z.B. denen, die eine kostenorientierte Vergütung fordern, gingen die gesetzlichen Abnahme-
verpflichtungen und Preisgarantien nicht weit genug. Andere dagegen, insbesondere die Ver-
bände der Energieversorgung und der Wirtschaft, hielten das gesamte Gesetz für nicht markt-
gerecht oder zumindest die mit dem Gesetz verbundenen Auflagen für überzogen. Vor allem
die Höhe der Einspeisevergütung und die mit der Abnahmeverpflichtung einhergehende re-
gional ungleiche Belastung der EVU, wurden als Kritikpunkte angeführt. Daraus resultierten
wiederholt Forderungen nach einer Novellierung des Gesetzes.
Ferner wurden die Mitnahmeeffekte, die insbesondere bei den privaten Betreibern älte-
rer Wasserkraftanlagen anfielen, als inakzeptabel und die Sogwirkung der hohen Vergü-
tungssätze, die u.a. insbesondere in der Windenergiebranche zu Abschreibungsmodellen ge-
führt haben, als volkswirtschaftlich verfehlt kritisiert.
Auch nach seiner Novellierung sind die gegen das Gesetz von verschiedenen Stellen
vorgebrachten europa- und verfassungsrechtlichen Bedenken juristisch nicht mit letzter Si-
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cherheit geklärt worden. So steht eine endgültige Antwort des Europäischen Gerichtshofes
auf die auch von der Europäischen Kommission aufgeworfene Frage, ob es sich bei dem mit
dem Stromeinspeisungsgesetz verbundenen Zahlungspflichten um unzulässige Beihilfen und
somit um einen Verstoß gegen den EG-Vertrag handelt, noch aus. Auch die verfassungs-
rechtliche Vereinbarkeit der Überwälzung der durch das Gesetz den abnahmepflichtigen EVU
entstehenden Mehrkosten der Strombeschaffung auf die allgemeinen Stromkunden ist nach
dem Urteil zum Dritten Verstromungsgesetz3 weiterhin noch offen. Ferner ist auch nicht klar,
ob das Gesetz nicht den freien Warenverkehr4 in Europa in unzulässiger Weise behindert
2.4 Wirkungen des Stromeinspeisungsgesetzes
2.4.1 Stromeinspeisung
Von dem im Jahre 1998 in das Netz der öffentlichen Versorgung insgesamt eingespeisten 22,8
TWh Strom aus Wasserkraft, Biomasse, Windkraft und Photovoltaik wurde mit 6,8 TWh fast
30 % in privaten Anlagen, also in sog. Nicht-EVU-Anlagen erzeugt (Tabelle 2-4, Abbildung
2-1).
Tabelle 2- 4: Stromeinspeisung aus privaten Anlagen ins Netz der öffentlichen Versorgung 1998 auf
Basis erneuerbarern Energiequellen /Wagner, 1999/
Private Anlagen (netzgekoppelt) /
Energieträger
Anzahl Leistung
MW
Einspeisung
GWh
Wasser 5.052 546,1 1.662,7
Biomasse 962 347,7 804,7
 Gase (858) (241,8) (591,0)
 festeBrennstoffe (72) (101,1) (210,1)
 flüssige Brennstoffe (32) (4,8) (3,6)
Wind 5.590 2.602,0 4.364,7
Photovoltaik, netzgekoppelt 8.543 44,2 12,0
insgesamt 20.147 3.540,0 6.844,1
Aus der intertemporalen Analyse ist erkennbar, daß der Umfang der Stromeinspeisun-
gen auf Basis erneuerbarer Energien in das Netz öffentlicher Versorger in beachtlichem Um-
fang zugenommen hat. So wuchs das Volumen der Einspeisung von privat erzeugtem Strom
aus erneuerbaren Energien in das öffentliche Netz seit 1990 von rund 1100 GWh auf fast
6800 GWh im Jahre 1998 um mehr als das Sechsfache. Die jährlichen Wachstumsraten be-
                                                          
3
 Das Bundesverfassungsgericht erklärte in seiner Entscheidung vom 11.10.1994 zum Dritten Verstromungsge-
setz den sog. Kohlepfennig, eine Ausgleichsabgabe der allgemeinen Stromverbraucher zur Finanzierung der
deutschen Steinkohle, für verfassungswidrig.
4
 Strom wird im juristischen Sinne als Ware bezeichnet.
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wegten sich im mittleren zweistelligen Bereich. Die hohe Wachstumsdynamik nahm insbe-
sondere mit Beginn des Jahres 1992 noch einmal deutlich zu und hielt über die Jahre an.
Abbildung 2- 1: Entwicklung der Stromeinspeisung auf Basis erneuerbarer Energien aus
privaten Anlagen /Wagner, 1999/
Es ist allerdings nicht möglich hier genau zu differenzieren, welcher Anteil der Stro-
meinspeisungen allein auf die Wirkungen des Stromeinspeisungsgesetzes zurückzuführen ist.
Denn neben diesem Instrumentarium gab und gibt es eine ganze Reihe anderer Fördermecha-
nismen von Bund, Ländern, Kommunen, den EVU und weiteren Förderern, die zu dieser
Entwicklung beigetragen haben5. Wenngleich im einzelnen also analytisch nicht mit letzter
Genauigkeit nachweisbar, so dürfte doch der größte Teil der Zunahme bei den Einspeisungen
seit 1991, das waren bis 1998 rund 6000 GWh, auf die Wirkungen des Strom-
einspeisungsgesetzes zurückzuführen sein.
                                                          
5
 vgl. auch 2.1 und 2.2 zu den Ausführungen über andere Förderinstrumente
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2.4.2 Technologien
Den bei weitem größten Wachstumseffekt gab es bei der Windstromerzeugung. So nahm der
Anteil des Windstromes an der gesamten eingespeisten Strommenge von knapp 4 % im Jahre
1990 auf rund 64 % im Jahre 1998 zu. Mit knapp 4,4 TWh wurden am Ende des Analyse-
zeitraumes nahezu zwei von drei eingespeisten Kilowattstunden durch Windkraftanlagen er-
zeugt. Die Ende 1998 installierte Leistung der privaten Windkraftanlagen betrug 2602 MW,
1990 hatte sie gerade einmal 47 MW ausgemacht.
An zweiter Stelle in der Bedeutung bei der Einspeisung aus regenerativen Energiequel-
len stand mit einem Anteil von rund 24 % 1998 die Wasserkraft. Im Jahre 1986 hatte ihr An-
teil noch bei 99,9 % gelegen6. Auch bei der Wasserkraft ist im zeitlichen Verlauf ein Zu-
wachs der eingespeisten Strommengen zu beobachten. Dieser ist nicht durch normale witte-
rungsbedingte jährliche Unterschiede beim Wasseraufkommen erklärbar, sondern auch auf
die Förderung durch das Stromeinspeisungsgesetz zurückzuführen.
Auch die Stromeinspeisung aus mit Biomasse betriebenen Anlagen nahm im Zeitver-
lauf zu. So wurde im Jahre 1998 mit 805 GWh fast acht mal mehr Strom aus Biomasse er-
zeugt und in das öffentliche Netz eingespeist als 1990 (104 GWh). Der Biomasse werden sehr
verschiedenartige gasförmige, feste sowie flüssige Brennstoffe zugeordnet, die sehr unter-
schiedlich an der Stromerzeugung beteiligt sind. Während feste Brennstoffe wie Holz, Rinde,
Sägereste, Stroh, Schilf, Getreide und sonstige feste biogene Stoffe in Kesselanlagen verfeu-
ert werden und ihre Energie über einen Dampfprozeß in Strom umgewandelt wird, werden
die flüssigen Brennstoffe, vor allem Rapsöl und Rapsmethylester, sowie der größte Teil der
gasförmigen Brennstoffe, also Biogas, Klärgas, Deponiegas, Holzgas und andere biogene
Gase, in Motoranlagen eingesetzt. Mehr als die Hälfte der Stromeinspeisung aus Biomasse im
Jahre 1998 entfiel auf Deponiegas (448 GWh), etwa ein Viertel (210 GWh) auf feste Brenn-
stoffe, insbesondere Holz. Obwohl sich die Zahl der mit Biomasse betriebenen ins öffentliche
Netz einspeisenden Stromerzeugungsanlagen zwischen 1990 und 1998 nahezu verdreifacht
hat (962 Anlagen), hat sich die installierte Leistung im selben Zeitraum mit einer Zunahme
auf 348 MW nur etwa verdoppelt. Die Abnahme der durchschnittlichen Anlagengröße (kW /
Anlage) bedeutet auch, daß es einen Trend zu mehr Einheiten kleiner Leistung, insbesondere
zu kleinen mit Gas betriebenen Motoranlagen gibt.
Bei photovoltaischen Anlagen gab es ebenfalls eine starke Zunahme der Installationen
privater Investoren und der Stromeinspeisungen in das Netz der EVU. Dabei ist allerdings zu
berücksichtigen, daß das Ausgangsniveau mit 20 MWh im Jahre 1990 im Vergleich mit dem
bei der Wasserkraft- (946700 MWh), Windkraft- (42815 MWh) und Biomasse-Stromein-
speisung (103500 MWh) äußerst niedrig war. Dies erklärt auch, warum der Anteil der Photo-
voltaik an der gesamten regenerativen Stromeinspeisung 1998 mit 0,2 % nach wie vor ver-
gleichsweise gering ausgefallen ist. Die installierte Leistung der in das öffentliche Netz ein-
speisenden photovoltaischen Anlagen wuchs zwischen 1990 und 1998 zwar auf 44 MWpeak,
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ihr Anteil an der gesamten regenerativen Einspeiseleistung (3540 MW) blieb jedoch mit
1,24 % nach wie vor gering. Bei der Photovoltaik ist aber davon auszugehen, daß ihr Ausbau
wesentlich auf andere Fördermaßnahmen als das Stromeinspeisungsgesetz zurückzuführen
ist.
2.4.3 Beitrag zur Energieversorgung
Trotz der erheblichen Ausweitung der Kapazitäten von regenerativen Stromerzeugungs-
anlagen ist der absolute Beitrag erneuerbarer Energiequellen zur Energieversorgung nach wie
vor gering. So stieg zwar der Beitrag der erneuerbaren Energiequellen zum Primärenergie-
verbrauch von 208 PJ im Jahre 1990 auf 284 PJ im Jahre 1998; dies entspricht einem Anteil
von knapp 2,0 % im Jahre 1998 nach 1,4 % im Jahre 1990. Den Löwenanteil leisteten dabei
die Energieträger Brennholz, Klärschlamm und Müll mit ca. 203 PJ; Wasserkraft und Wind-
kraft erbrachten gut 81 PJ (Tabelle 2-5).
Tabelle 2- 5: Beitrag erneuerbarer Energien zum Primärenergieverbrauch (PJ); Quellen:
/BMWi,1999/, /Wagner, 1999/
1990 1992 1994 1996 1997 1998
Wasserkraft 59 62 64 62 61 65
Windkraft 0,3 1,0 3,3 7,3 10,7 16,2
Photovoltaik 0,00 0,01 0,02 0,02 0,04 0,06
Brennholz 45 48 47 ... ... ...
Klärschlamm,
Müll
91 100 123 ... ... ...
Summe 208 220 246 299 296 284
Der relative Anteil erneuerbarer Energiequellen an der öffentlichen Stromerzeugung
aus privaten und EVU-Anlagen erreichte im Jahre 1998 5,1 % nach 4,7 % im Vorjahr (Ta-
belle 2 - 6). Auch in diesem Bereich dominiert die Wasserkraft mit 3,9 %-Punkten, an zweiter
Stelle folgt die Windkrafterzeugung mit 1,0 %-Punkten, während die netzgekoppelte Photo-
voltaik-Stromerzeugung gerade einmal 0,0035 %-Punkte beisteuert.
Läßt man einmal die in der Statistik unter „erneuerbare Energie“ erfaßten Brennstoffe
Klärschlamm und Müll beiseite, da sie im streng definitorischen Sinne gfls. nicht zu den re-
generierbaren Energiequellen zählen, so würde sich der Beitrag der Erneuerbaren zum Pri-
märenergieverbrauch sogar halbieren. Insofern ist klar erkennbar, daß von einem deutlichen
                                                                                                                                                                                    
6
 In der Statistik von 1986 sind Angaben zur Stromerzeugung aus Biomasse nicht enthalten, wodurch mögli-
cherweise eine geringfügige Überschätzung des Wasserkraftanteils gegeben ist.
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Beitrag der erneuerbaren Energiequellen zur Primärenergieversorgung Deutschlands nicht die
Rede sein kann. Dies trifft insbesondere auf die neuen erneuerbaren Energiequellen Wind,
Photovoltaik und Biomasse zu.
Diesem geringen Betrag stehen aber deutlich größere technische Potentiale gegenüber.
Aus technischer Sicht könnte mehr als die Hälfte der öffentlichen Stromerzeugung durch er-
neuerbare Energiequellen gedeckt werden. Allerdings sind die Potentiale derzeit nur zu einem
Bruchteil ausgeschöpft (Tabelle 2-7). Eine nennenswerte Ausnutzung des Potentials ist ledig-
lich bei der Wasserkraft gegeben.
Tabelle 2-6: Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung im Jahre 1998 /Wagner,
1999/, /BMWi, 1999/
Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung
(%)
Wasser 3,9
Biomasse 0,2
Wind 1,0
Photovoltaik, netzgekoppelt 0,0035
Summe aller erneuerbaren
Energiequellen
5,1
Tabelle 2- 7: Technische Potentiale und Potentialausschöpfung der erneuerbaren Energien
zur Stromerzeugung (TWh/a) /Kaltschmitt, 1999/, /Wagner, 1999/
Technisches
Erzeugungs-
potential
Technisches
Endenergie-
potential
Nutzung 1998
Wasserkraft ca. 25 ca. 23,5 17,3
Windenergie 104 – 128d
ca. 237e
30 - 35 4,5h
Solarstrahlunga 40 – 120f
180 – 530g
35 – 40 0,0156
Biogene Festbrennstoffe 90 – 110j
ca. 144k
85 - 137 0,12i
Erdwärmeb, c ca. 125 ca. 119 -
a Photovoltaische Stromerzeugung; b Stromerzeugung aus HDR-Anlagen mit ORC-Prozessen; c unterstellte Nutzungsdauer
1.000 Jahre; d Onshore-Aufstellung; e Offshore-Aufstellung; f Systeme auf Dachflächen: g Systeme auf Freiflächen; h Stand
30.6.1998; i ohne ausschließlich industriell genutzte Anlagen und nur Einspeisung ins Netz der öffentlichen Versorgung (d.
h. tatsächliche Erzeugung höher); j ausschließlich mit biogenen Festbrennstoffen gefeuerte Anlagen; k Zufeuerung in Kohle-
kraftwerken.
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2.4.4 Effizienz der Förderung
Ein Förderinstrument ist effizient, wenn die Förderziele mit einem angemessenen finanziellen
Aufwand erreicht wurden. Die Frage, ob die Förderung durch das Stromeinspeisungsgesetz
effizient war, ist allerdings nicht einfach zu beantworten. Da es in dem Zeitraum seit Anfang
Januar 1991, wo das Stromeinspeisungsgesetz in Kraft trat, bis zum heutigen Tag mehrere
Förderprogramme gab, haben alle diese Maßnahmen Wirkungen bezüglich der Marktein-
führung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen gehabt. Die Wirkungen des
Stromeinspeisungsgesetzes lassen sich insofern nicht von denen der anderen Maßnahmen
isolieren.
Um dennoch eine erste Einordnung der Ziel-Mittel-Relation und einen Vergleich mit
anderen Fördermaßnahmen zu ermöglichen, wird in erster Näherung unterstellt, daß die Zu-
nahme der in das Netz der EVU eingespeisten Strommengen aus erneuerbaren Energien seit
Inkrafttreten des Stromeinspeisungsgesetzes allein dieser Maßnahme zuzuschreiben ist und
daß hierfür nur die entsprechenden Mehrkosten angefallen sind, die die EVU als Einspeise-
vergütung abzüglich der Vergütungen nach der Verbändevereinbarung zu zahlen hatten. In
methodischer Hinsicht führt diese Näherungsabschätzung zu einer Überbewertung des Ef-
fektes, der tatsächlich von der Gesetzesmaßnahme ausgelöst wurde. Gemessen an der Effizi-
enz anderer Förderprogramme, z.B. der Förderung der Kernenergie durch Finanzierung von
Forschung und Entwicklung aus öffentlichen Mitteln, führt eine derartige Bewertung der
Wirkungen des Stromeinspeisungsgesetzes dennoch zu einer eindeutigen Einordnung. Dem-
zufolge ist die Förderung durch das Stromeinspeisungsgesetz mit rd. 10Pf/kWh im Vergleich
zu 1,3 Pf/kWh deutlich weniger effizient, d.h. die Förderung ist mit hohen volkswirtschaftli-
chen Förderkosten verbunden (Tabelle 2-8).
Tabelle 2- 8: Fördereffizienz des Stromeinspeisungsgesetzes, Quellen: /VDEW, 1999a/ und /VDEW,
1999b/
Mehrkosten der Stromerzeugung
aufgrund des StromEG gegen-
über Verbändevereinbarung
1991-1998 (Mio DM)
1.799
Zusätzliche kumulierte regenera-
tive Stromeinspeisung 1991-1998
(GWh)
16.874
Förderung der erneuerbaren
Energien durch das Stromein-
speisungsgesetz
Fördereffizienz
Förderkosten je Kilowattstunde
(Pf/kWh)
10,7
FuE-Aufwand 1956-1997
(Mio DM)
30.300
Stromerzeugung aus Kernenergie
1961 -1997 (GWh)
2.420.000
Förderung der Kernenergie
durch Forschung und Ent-
wicklung aus öffentlichen
Mitteln
Fördereffizienz
Förderkosten je Kilowattstunde
(Pf/kWh)
1,3
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3 Ziele und Anforderungen an ein Fördermodell „Erneuerbare Energien“
Erneuerbare Energien spielen für die Energieversorgung in Deutschland erst eine untergeord-
nete Rolle. Dies liegt im wesentlichen an den hohen Erzeugungskosten von Strom aus erneu-
erbaren Energien. Eine Ausnahme bildet die Wasserkraft, die in Deutschland bereits seit Jah-
ren genutzt wird, aber kaum noch Ausbaupotentiale hat. Nun haben die Fördermaßnahmen
von Bund, Ländern, Kommunen, Energieversorgungsunternehmen sowie das Stromeinspei-
sungsgesetz in den letzten Jahren zu technologischen Weiterentwicklungen und teilweise
auch zu deutlichen Kostenreduktionen bei den Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien,
insbesondere bei der Windenergienutzung geführt. Dennoch ist eine wirtschaftliche Konkur-
renzfähigkeit der meisten neuen Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien gegenüber
den konventionellen Energiebereitstellungstechniken heute noch nicht erreicht. Es kann wohl
davon ausgegangen werden, daß die technischen Entwicklungen zur Nutzung erneuerbarer
Energien noch keineswegs abgeschlossen sind, so daß insbesondere auch noch weitere Ko-
stensenkungspotentiale bestehen.
Insofern besteht auch weitgehende Einigkeit darüber, daß auch nach der Einführung ei-
nes wettbewerblichen Ordnungsrahmens für die Elektritzitätswirtschaft eine weitere Förde-
rung der erneuerbaren Energien notwendig ist. Über die Art und Weise der Förderung beste-
hen jedoch unterschiedliche Auffassungen, die auch aus den unterschiedlichen Zielen resul-
tieren, die durch die Förderung erreicht werden sollen. Aus diesem Grunde sind zunächst die
Ziele, die mit der Förderung erneuerbarer Energien verfolgt werden sollen genauer zu be-
stimmen, um dann ausgehend von diesen Zielen die Anforderungen, die an Fördermodelle zur
Erreichung dieser Ziele gestellt werden müssen, genauer zu spezifizieren.
3.1. Ziele der Förderung erneuerbarer Energien
Häufig wird der Umweltschutz oder der Klimaschutz als primäre Begründung für eine Förde-
rung der erneuerbaren Energieträger genannt. Ausgehend von dem Postulat, daß erneuerbare
Energien ein unverzichtbarer Bestandteil für die Erreichung der Umwelt- und Klimaschutz-
ziele sind, werden dann z.B. quantitative Mengenziele für den Beitrag der erneuerbaren Ener-
gien zur Energieversorgung abgeleitet, die es durch die Förderung zu erreichen gilt. Eine sol-
che allein auf die ökologischen Aspekte abgestellte Argumentation verkennt jedoch, daß die
Nutzung von erneuerbaren Energien nicht völlig frei von Umweltbelastungen ist (z.B. durch
vorgelagerte Emissionen oder durch Landschaftsbeeinträchtigung), sowie daß die Umwelt
und Klimaschutzziele auch durch andere Maßnahmen evtl. zu geringeren Kosten erreicht
werden können.
Aber auch für den Umwelt- und Klimaschutz gilt, daß ihre Ziele ökonomisch effizient
zu erreichen sind, um den Zielkonflikt mit anderen gesellschaftlichen Zielen, wie z.B. der
Sicherung von Wohlstand, nachhaltiger Entwicklung und Beschäftigung zu minimieren. Zur
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Zeit sind z.B. die CO2-Vermeidungskosten durch die Nutzung erneuerbarer Energien noch
vergleichsweise hoch, so daß eine Verminderung der energiebedingten CO2-Emissionen
durch eine vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien ökologisch und auch ökonomisch nicht
effizient wäre. Umwelt- und Klimaschutzziele sind mit umweltpolitischen Instrumenten, also
beispielsweise Umweltsteuern oder Schadstoffkontingentierungen, wenn sie dem Verur-
sacherprinzip Rechnung tragen, wirkungsvoller und effizienter zu erreichen und weisen damit
eine größere Verträglichkeit mit anderen politischen Zielen auf.
Ausgehend von den energiepolitischen Zielen, einer gesicherten, kostengünstigen und
umweltverträglichen Energieversorgung muß es das Ziel der Förderung sein, die erneuerbaren
Energien dahin zu entwickeln, daß sie einen Beitrag zu diesem ernergiepolitischen Zielbündel
leisten können. Mit Blick auf die energiepolitischen Ziele geht es also insbesondere darum,
das derzeitig größte Defizit zu beheben, nämlich die hohen Kosten der Energieerzeugung aus
erneuerbaren Quellen. Ziel der Förderung muß es daher sein, Entwicklungs-, Lern- und Inno-
vationsprozesse in Gang zu setzen, um die Wirtschaftlichkeit zu verbessern, damit die Nut-
zung erneuerbarer Energien wettbewerbsfähig mit den herkömmlichen Energieträgern wird.
Wenn das erreicht werden kann, dann ist auch sichergestellt, daß die erneuerbaren Energien
zu den beiden anderen energiepolitischen Zielen, insbesondere auch zu einer kosteneffizien-
ten Minderung der energiebedingten Umweltbelastung beitragen.
Werden flankierend zu einer so ausgerichteten Förderung erneuerbarer Energien auch
noch Maßnahmen zur Internalisierung der externen Kosten im Zusammenhang mit der Nut-
zung herkömmlicher Energieträger ergriffen, wird die mit der Förderung angestrebte Wett-
bewerbsfähigkeit der Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien schneller erreicht.
Forschung und Entwicklung haben in der Vergangenheit zweifelsohne wesentliche Bei-
träge zur Weiterentwicklung der Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien geleistet, ins-
besondere haben sie zur Steigerung der Wirkungsgrade, zur Erhöhung der Anlagenverfüg-
barkeit, der Zuverlässigkeit und technischen Lebensdauer, der Verbesserung der anlagentech-
nischen Konzepte und zur Reduktion der Betriebs- und Investitionskosten beigetragen. For-
schung und Entwicklung sind begleitend auch zur Markteinführung marktnaher Techniken
zur Nutzung erneuerbarer Energien, die primär auf die Nutzung von Skaleneffekten der Pro-
duktion und damit auf die sukzessive Kostensenkung ausgerichtet ist, erforderlich, wenn die
Potentiale der erneuerbaren Energie wirkungsvoll erschlossen werden sollen. Forschung und
Entwicklung sind darüber hinaus die wesentlichen Mittel, um marktferne Techniken zur Nut-
zung erneuerbarer Energien voranzubringen. Ein sinnvolles, umfassendes Förderkonzept der
erneuerbaren Energien, das entsprechend der oben genannten Zielsetzung auf die Erreichung
ihrer Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet ist, muß also entsprechend dem jeweiligen Entwick-
lungsstand der verschiedenen Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien, differenzierte
Fördermaßnahmen ermöglichen bzw. vorsehen, auch solche, die dem Forschungs- und Ent-
wicklungsbereich zuzurechnen sind.
Ein tragfähiges Fördermodell soll darüber hinaus die angestrebten Ziele ökonomisch ef-
fizient, d.h. mit einem möglichst geringen Aufwand erreichen und dabei kompatibel mit dem
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marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen sowie den Regeln des europäischen Binnenmarktes
sein.
3.2. Kriterien zur Beurteilung alternativer Fördermodelle
Um die unterschiedlichen Instrumente zur Förderung regenerativer Energien einordnen und
bewerten zu können, wird ein Katalog von Kriterien und Anforderungen erstellt. Neben der
Frage, ob ein Förderkonzept das gesetzte Ziel überhaupt erreichen kann, sind die Aspekte der
Fördereffizienz von besonderer Bedeutung. Weitere Kriterien, die zu prüfen sind, betreffen
die Marktkonformität, die Verträglichkeit mit dem bestehenden Rechtsrahmen sowie die Um-
setzbarkeit des Förderinstrumentariums in die Praxis. Die Anforderungen und Bewer-
tungskriterien im Einzelnen lauten:
- Ziele und Zielerreichung
- Fördermitteleffizienz
- Kosteneffizienz (statische oder ökonomische Effizienz)
- Zweck- Mittelaufwand
- Vermeidung von Mitnahmeeffekten
- Geringe Transaktionskosten
- Technologische Treffsicherheit
- Dynamische Effizienz
- Innovationseffizienz, Induktion von technischem Fortschritt
- Anreizwirkung zur Kostensenkung
- Konformität mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungs- und dem Rechtsrahmen
- Praktikabilität
- Administrativer Aufwand
- Regulierungs- und Kontrollbedarf
- Flexibilität und Anpassungsfähigkeit
Unter die Fördermitteleffizienz fallen die Kosteneffizienz, sowie die dynamische Effi-
zienz. Die Kosteneffizienz bezeichnet die Mittelaufwendung zur Zielerreichung. Ein Modell,
welches mit hohen Kosten der Förderung verbunden ist, ist als ineffizienter zu beurteilen als
ein Instrument, welches das gleiche Ziel mit einem geringeren Mittelaufwand erreichen kann.
Kosten für die Förderung stellen dabei nicht nur staatliche Zuwendungen dar, sondern können
auch direkt bei den Verbrauchern und Unternehmen z.B. in Form einer Abgabe oder erhöhter
Preise und Aufwendungen entstehen. Kosten können dabei auch durch Mitnahmeeffekte und
Transaktionskosten verursacht sein. Zusätzliche Kosten entstehen auch, wenn das Instrumen-
tarium nicht treffgenau die Technologien fördert, die zum Förderziel beitragen.
Die dynamische Effizienz beschreibt die Eignung des Fördermodells, Anreize zur tech-
nologischen Weiterentwicklung und somit zur Kostensenkung zu setzen. Die Stärke dieser
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Anreizwirkung ist maßgebend für die dynamischen Effizienz. Hier, ebenso wie bei der Ko-
steneffizienz sollen qualitative Betrachtungen die untersuchten Fördermodelle bewertend
einordnen.
Das Kriterium Konformität mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen bewertet
die Förderinstrumente vor dem Hintergrund eines marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmens.
Von Bedeutung ist hier insbesondere inwieweit und in welchem Ausmaß Eingriffe in die
Marktmechanismen erfolgen, die den Wettbewerb verzerren oder auch den freien Waren-
verkehr beeinträchtigen. Eng verknüpft damit sind auch rechtliche Aspekte z.Β. im Hinblick
auf die Vereinbarkeit mit dem europäischen Wettbewerbsrecht. Unter dem Kriterium Konfor-
mität mit dem bestehenden Rechtsrahmen fallen des weiteren noch verfassungsrechtliche
Anforderungen.
Zuletzt verbleibt dann noch das Kriterium der Praktikabilität, wobei hier zu prüfen ist, wie
hoch der Regulierungs- und Kontrollbedarf des gewählten Instrumentes ist, wie flexibel es
sich an veränderte Rahmenbedingungen anpassen läßt und welcher Organisations- bzw. Ver-
waltungsaufwand erforderlich ist.
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4 Analyse alternativer Fördermodelle
In diesem Kapitel sollen alternative bzw. weiterentwickelte Fördermodelle für erneuerbare
Energien, die derzeit in der energiepolitischen Diskussion eine Rolle spielen, erläutert und
entsprechend der im vorangegangenen Abschnitt erläuterten Ziele der Förderung erneuerbarer
Energie sowie der dort formulierten Anforderungen und Kriterien einer Bewertung unterzo-
gen werden.
4.1 Feste Einspeisevergütung
4.1.1 Novelle des Stromeinspeisungsgesetzes (Gesetzentwurf vom 09.12.1999)
Die von den Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen vorgelegte Novelle des Stro-
meinspeisungsgesetzes wurde vom Deutschen Bundestag in erster Lesung am 16.12.1999
erörtert /Bundestag, 1999/. Die zweite und dritte Lesung des Gesetzes, das künftig „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ heißen soll, wird vermutlich im Frühjahr 2000 stattfinden. Der
Bundesrat muß dem Gesetz nicht zustimmen.
Ziel der Novelle ist eine aus Klima- und Umweltschutzgründen erwünschte Verdop-
pelung des Anteils erneuerbarer Energien an der Elektrizitätserzeugung bis zum Jahr 2010.
Durch die Neufassung des Gesetzes soll mittel- und langfristig die Wettbewerbsfähigkeit mit
konventionellen Energieträgern ermöglicht und die Position der deutschen Industrie auf dem
Weltmarkt gestärkt werden.
Gegenüber der derzeitigen Fassung des Stromeinspeisungsgesetzes beinhaltet die ge-
plante Novelle die folgenden wesentlichen Modifikationen und Veränderungen:
• der Anwendungsbereich des Gesetzes wird um die Geothermie und die energetische Nut-
zung von Grubengas erweitert und auf die außerhalb der 12-Meilen-Zone liegende aus-
schließliche Wirtschaftszone ausgedehnt, um Offshore-Wind-Projekte mit einzubeziehen.
• Neuanlagen öffentlicher Energieversorgungsunternehmen werden in den Anwendungs-
bereich aufgenommen.
• Die Vergütungssätze für eingespeisten Strom werden als nach Technologien und Lei-
stungsgröße differenzierte Festpreise vorgegeben, die teilweise degressiv gestaltet sind.
• Einführung eines Belastungsausgleichs zwischen den Netz- und Übergangsnetz-
betreibern.
Der Gesetzentwurf beinhaltet, wie das derzeit gültige Stromeinspeisungsgesetz ein Mo-
dell mit Abnahmepflicht und garantierten Mindestvergütungen sowie einer Umlagefinanzie-
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rung über die Netznutzungsentgelte. Mit der Novelle soll einigen der vorgebrachten Einwen-
dungen gegen das geltende Stromeinspeisungsgesetz Rechnung getragen werden.
Die vorgesehenen Vergütungen für aus erneuerbaren Energien erzeugten und in das
Netz eingespeisten Strom sind in Tabelle 4-1 zusammengestellt. Für die Windenergie ist eine
Vergütungsregelung vorgesehen, die aufgrund unterschiedlicher Windverhältnisse unter-
schiedlicher Ertragskraft von Standorten Rechnung tragen soll, in dem die Vergütungshöhe
ab dem sechsten Betriebsjahr von der kumulierten Stromerzeugungsmenge abhängig gemacht
wird. Die vorgesehenen Vergütungssätze liegen teilweise erheblich über derzeitigen Vergü-
tungen des Stromeinspeisungsgesetzes.
Die aufnahmepflichtigen Netzbetreiber haben den Strom aus erneuerbaren Energien
bestmöglich zu verkaufen oder im Rahmen ihres eigenen Strombedarfs für den Netzbetrieb zu
verwenden. Damit wird den Netzbetreibern eine Aufgabe zugewiesen, die dem Prinzip der
Entflechtung zuwider läuft.
Der in § 10 geregelte Belastungsausgleich soll die aus der Abnahme- und Vergütungs-
verpflichtung entstehenden Mehrkosten der Netzbetreiber untereinander ausgleichen. Die
vorgesehene Regelung führt allerdings nicht zu einem vollständigen Abbau ungleicher Bela-
stungen.
4.1.2  Bewertung der Novelle des Stromeinspeisungsgesetzes
Ziele und Zielerreichung
Die Gesetzesnovelle verfolgt das Ziel, aus Gründen des Klima- und Umweltschutzes den
Anteil erneuerbarer Energien an der Elektrizitätserzeugung bis zum Jahr 2010 zu verdoppeln.
Dadurch soll mittel- und langfristig die Wettbewerbsfähigkeit mit konventionellen Energie-
trägern ermöglicht werden.
Kritikwürdig an dieser Zielsetzung und ihrer Begründung ist, daß sie einseitig auf den
Umwelt- und Klimaschutz abstellt und dabei die anderen energiepolitischen Ziele, insbeson-
dere das der kostengünstigen Bereitstellung von Energie außer acht läßt. Aber auch aus Sicht
des Umwelt- und Klimaschutzes kann die Zielsetzung nicht überzeugen, da sie den für die
Realisierung von Umwelt- und Klimaschutzzielen zentralen Aspekt der ökonomischen Effizi-
enz von Maßnahmen zum Schutz des Klimas und der Umwelt unberücksichtigt läßt.
Die Erreichung der Wettbewerbsfähigkeit der Nutzung erneuerbarer Energien, die aus-
gehend vom energiepolitischen Zielbündel, das primär anzustrebende Ziel von Fördermaß-
nahmen sein sollte, spielt eher eine Nebenrolle. Gerade aber im Hinblick auf die Realisierung
dieses Ziels weist das Förderkonzept der Gesetzesnovelle einige strukturelle Defizite und
Unzulänglichkeiten auf.
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Tabelle 4- 1: Stromeinspeisevergütungen gemäß Entwurf des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes; Stand: Bundestags-Lesung vom 16.12.1999 /Bundestag, 1999/
Strom aus geregelt
in
Mindestvergütung
(Pf/kWh)
Wasserkraft,
Deponiegas,
Grubengas,
Klärgas
§ 3 15          für Anlagen bis 500 kW Leistung
12 – 15  für Anlagen über 500 kW Leistung
Biomasse § 4 20          für Neuanlagen bis 500 kW Leistung
18          für Neuanlagen bis 5 MW Leistung
17          für Neuanlagen über 5 MW Leistung
16,5       für Altanlagen bis 5 MW Leistung
Geothermie § 5 17,5       für Anlagen bis 20 MW Leistung
14          für Anlagen über 20 MW Leistung
Wind § 6 17,8       für 5 Jahre ab Anlagen-
Inbetriebnahme
13,8 – 17,8 ab 6. Jahr nach Anlagen-
Inbetriebnahme
Solarenergie § 7 99         abzüglich 5 % p.a. nach Inkrafttreten
des Gesetzes jeweils am 1. Januar
jeden Folgejahres für Neuanlagen
0 für Neuanlagen, wenn die insgesamt
installierte Leistung der nach dem
EEG einspeisenden Solaranlagen den
Grenzwert von 350 MW erreicht hat
Fördermitteleffizienz
Die Effizienz der Fördermittelverwendung hängt bei preisgesteuerten Modellen entscheidend
von der richtigen Höhe der festgelegten Vergütung für den eingespeisten Strom und ihrer
Anpassung im Zeitverlauf ab, die sich an der jeweiligen technologie-spezifischen Kostenent-
wicklung auszurichten hätte. Es spricht wenig dafür, daß ein derartiges differenziertes und
dynamisch angepaßtes Vergütungssystem überhaupt zu realisieren ist, zumal im Falle einer
Vergütungsfestlegung durch den Gesetzgeber, Anpassungen eines längerdauernden prozedu-
ralen Vorlaufs bedürfen. Die Anpassung garantierter Einspeisevergütungen dürften darüber
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hinaus nur für Neuanlagen zur Geltung kommen, was einen erheblichen administrativen
Aufwand zur Folge hätte.
Da ein System garantierter Einspeisevergütungen den Wettbewerb der Erzeuger von
Strom aus erneuerbaren Energien um Marktanteile nicht nutzt, kann es auch die kostensen-
kenden Wirkungen von Wettbewerb nicht nutzen, um den Mittelaufwand für die Förderung
zu reduzieren.
Von den Neuregelungen der Einspeisevergütungen in der Gesetzesnovelle ist also eine
kosteneffiziente Förderung nicht zu erwarten. Mitnahmeeffekte aufgrund einer Überförderung
ergeben sich dabei insbesondere für den Bereich der Altanlagen. Diese werden durch die An-
hebung der Vergütungssätze noch verstärkt.
Unter dem Gesichtspunkt der Fördereffizienz ist darüber hinaus auch die mit der Geset-
zesnovelle angestrebte Markteinführung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mittels ei-
ner Mindestvergütung von 99 Pfg./kWh, die dann jährlich um 5 % abgesenkt wird, als wenig
sachgerecht zu bezeichnen. Angesichts der Marktferne, aufgrund der hohen Kosten einer
netzgekoppelten Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie, wären Fördermaßnahmen
sinnvoller auf die Bereiche Forschung und Entwicklung sowie die Erschließung von Märkten
außerhalb der netzgekoppelten Erzeugung auszurichten.
Konformität mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungs- und Rechtsrahmen
Die staatliche Festlegung garantierter Mindestvergütungen für in das Netz eingespeisten
Strom aus erneuerbaren Energien stellt einen direkten Eingriff in die Preisbildungs- und Al-
lokationsmechanismen des Elektrizitätsmarktes dar und ist daher ordnungspolitisch bedenk-
lich. Der Förderansatz über garantierte Vergütungen für den eingespeisten Strom bedeutet
dabei eine auf lange Dauer angelegte Marktintervention.
Auch wenn die Gesetzesnovelle einen Belastungsausgleich zwischen den Netzbetrei-
bern vorsieht, der regionale Ungleichgewichte in der finanziellen Belastung vermeiden soll,
so werden weiterhin die Netzbetreiber mit den Mehraufwendungen für den Strom aus erneu-
erbaren Energien belastet. Damit stellt sich auch hier wie beim geltenden Stromeinspeisungs-
gesetz die Frage nach der finanzverfassungsrechlichen Zulässigkeit einer derartigen Sonder-
abgabe /Bergmann, 1999 b/.
Die Gesetzesnovelle sieht im wesentlichen feste Einspeisevergütungen für den Strom
aus den verschiedenen erneuerbaren Energien vor. Auch für diese gegenüber dem geltenden
Stromeinspeisungsgesetz modifizierte Vergütungsregelung erhebt sich die Frage nach der
Vereinbarkeit mit dem europäischen Beihilferecht. Ebenso offen ist die Frage des Verstoßes
gegen das Verbot der Beschränkung des freien Warenverkehrs (Art. 28 EG-Vertrag). Diesbe-
zügliche Bedenken begründen sich im wesentlichen darauf, daß durch die Begrenzung der
Förderung auf regenerativ erzeugten Strom der im Geltungsbereich des Gesetzes gewonnen
wird, ein unzulässiges Handelshemmnis für regenerativen Importstrom gegeben ist.
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Praktikabilität
Mit der Verabschiedung der Gesetzesnovelle in der derzeit vorliegenden Form kämen auf die
Netzbetreiber administrative Aufgaben zu, die über die des Stromeinspeisungsgesetzes hinaus
gehen. Diese ergeben sich zum einen im Zusammenhang mit der Ermittlung der Ausgleichs-
zahlungen zwischen Netzbetreiber und vorgelagerten Netzbetreibern sowie unter den Über-
tragunsnetzbetreibern und zum anderen aus der ertragsabhängigen Ermittlung der Einspeise-
vergütung für jede Windenergieanlagen.
Unabhängig von der Frage, ob die gesetzliche Auflage, das die Netzbetreiber den auf-
genommenen Strom aus erneuerbaren Energien bestmöglich verkaufen müssen, mit der ge-
setzlichen Erfordernis der Entflechtung von Elektrizitätsversorgungsunternehmen vereinbar
ist, würden mit dem Verkauf zusätzliche Aufwendungen für die Netzbetreiber verbunden
sein.
Der Regulierungsbedarf eines Fördermodells mit differenzierten garantierten Einspei-
severgütungen ist als vergleichsweise hoch einzuschätzen, wenn eine stetige Anpassung der
Vergütungssätze angestrebt wird.
4.2 Quoten- und Quotenhandelsmodelle
Als quantitativ orientierte Ansätze (Mengensteuerung) sollen Quotenmodelle zu einem kal-
kulierbaren, da vorgegebenen, in der Regel im Zeitverlauf steigenden Anteil der erneuerbaren
Energieträger an der Stromerzeugung führen. Hierdurch unterscheiden sie sich wesentlich
von den preisorientierten Vergütungsmodellen wie dem oben diskutierten Stromeinspeisege-
setz, denen keine expliziten Mengenziele zugrunde liegen.
Die Europäische Kommission erwartet von einem solchen Mengenregulativ, entweder
in einer Quotenregelung oder der in Abschnitt 4.3 beschriebenen Ausschreibungsmodelle eine
höhere Marktkompatibilität mit entsprechenden positiven Wirkungen als von einem Konzept
mit festen Einspeisevergütungen /Höppner 1999/.
Bei Quotenmodellen differenziert man zwischen einer Quotenpflicht für die Strom-
lieferanten7 und einer solchen für die Stromverbraucher. Sie können sich demnach beziehen
auf die abzugebenden oder auf die nachgefragten Mengen von Strom. Die Quotenanteile des
erneuerbaren Stroms können dabei nach Technologien, nach räumlichen und auch nach zeitli-
chen Aspekten differenziert werden8. Die Quotenfestlegung kann zum einen durch den Staat
oder aber durch freiwillige Vereinbarung erfolgen und die Quotenhöhe kann in absoluten
oder aber relativen Werten formuliert sein.
Quotenmodelle können weiterhin mit einem Zertifikatshandel verbunden werden, wel-
cher von dem Handel mit Strom aus regenerativen Quellen entkoppelt ist. Dieser macht es
den Quotenverpflichteten möglich, ihre Auflagen teilweise monetär über den Ankauf von
                                                          
7
 Adressiert werden solche Unternehmen, die den Strom letztendlich an die Verbraucher abgeben. Daher wird im
folgenden der Begriff Stromlieferant benutzt.
8
 So kann die Quote im Zeitverlauf ansteigen, um ehrgeizigere ökologische Ziele zu verfolgen, und für eine
höhere technologische Treffsicherheit kann eine nach Technologien gewichtete Quote festgelegt werden.
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Zertifikaten zu erfüllen, die auf ihre Quote angerechnet werden, ohne den Strom aus regene-
rativen Quellen direkt abzunehmen.
Die Betrachtung des Modells mit einer Quotenpflicht für Stromlieferanten genügt zur
Untersuchung von Quotenmodellen, da eine Verpflichtung der Stromverbraucher durch eine
notwendige Vorverlagerung der Erfüllungsverantwortung auf die Verteilerunternehmen zu
einem im wesentlichen gleichen Ergebnis führt. In die Betrachtung des Quotenmodells für
Stromlieferanten wird der Zertifikatshandel einbezogen, so daß hier das Modell eines Quo-
tenhandelsmodells näher erläutert und untersucht wird.
4.2.1 Quotenhandelsmodell
Bei dieser Ausgestaltung des Modells werden die Stromlieferanten, also diejenigen, die Strom
an Endverbraucher verkaufen zu der Quotenerfüllung verpflichtet und bekommen die Aufla-
ge, eine Mindestmenge (entweder als prozentualen Anteil oder aber als absolute Mengenvor-
gabe) des abgegebenen Stroms bis zu einem gewissen Zeitpunkt aus erneuerbaren Energien
zu decken. Jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien erhält ein Zerti-
fikat für eine bestimmte Menge an produziertem Strom, welche auf einem Börsenplatz für
diese Zertifikate gehandelt werden. Der Strom aus diesen Anlagen wird auf dem Strommarkt
zu den ohne jeden Aufschlag auf dem Markt üblichen Preisen vergütet. Die Mehrkosten der
Erzeugung werden dann über den Verkauf der Zertifikate gedeckt.
Der jeweilige Quotenverpflichtete kann zur Erfüllung seiner Auflagen die folgenden Optio-
nen wahrnehmen /Menges 1999/:
• Er kann eigene Anlagen zur Erzeugung regenerativen Stroms erstellen und betreiben,
• regenerativen Strom von anderen Erzeugern direkt (physisch) oder indirekt über Zertifi-
kate hinzukaufen9
• oder aber die vom Staat auf die Nichterfüllung der Quote festgesetzte Pönale bezahlen.
Das Quotenhandelsmodell zeichnet sich dadurch aus, daß durch die Möglichkeit des
Zertifikatshandels eine Trennung von physischem Stromverkauf und dem Handel der
Dienstleistung „Erneuerbar“ des Regenerativstroms auf dem Wettbewerbsmarkt erreicht wer-
den kann. So muß nicht jeder Stromlieferant eigene Anlagen zur Erzeugung regenerativen
Stroms erstellen, sondern kann seine Quotenverpflichtung auch allein durch den Zertifikats-
kauf erfüllen. Mit der Vergabe und Kontrolle der Zertifikate kann eine geeignete staatliche
Institution (oder bei der unternehmerischen Selbstverpflichtung auch eine privatwirtschaftli-
che Institution) beauftragt werden. Diese Stelle gibt die Zertifikate an die Erzeuger von Strom
aus erneuerbaren Energien nach Maßgabe der erzeugten Mengen ab. Dies können Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen, private Eigenerzeuger oder unabhängige Erzeuger sein. Die
                                                          
9
 Bei einer Ausgestaltung mit der Möglichkeit eines Zertifikatshandels.
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erhaltenen Zertifikate werden dann zur Erfüllung der eigenen Quotenverpflichtung verwandt
oder aber bei einem Zertifikatsüberschuß im bilateralen oder multilateralen Handel an andere,
der Quote unterliegenden Unternehmen verkauft. Ein gleichgerichteter Stromhandel ist mög-
lich, aber nicht zwingend erforderlich. Für die Schaffung unternehmerischer Sicherheit ist es
notwendig, daß nicht nur ein Spot-Markt für die Zertifikate besteht, sondern auch ein Future-
Markt /Schaeffer et al 1999/.
Die Zertifikate werden ausgegeben in dem Moment der tatsächlichen Erzeugung, wel-
che über einen Stromzähler dokumentiert wird. Jedes Zertifikat sollte einzigartig und unter-
scheidbar sein und kann durch ein Papier repräsentiert werden. Jedes dieser Zertifikate sollte
eine eigene Nummer erhalten, beispielsweise einem Code, der den Typ der erneuerbaren
Energiequelle, das Datum der Produktion, den Eigentümer des Zertifikates etc. dokumentiert.
In dem Moment, in dem ein der Quote Verpflichteter ein Zertifikat zur Erfüllung seiner Auf-
lage bei der Aufsichtsbehörde einreicht, wird das Zertifikat aus dem Umlauf gezogen. Zwi-
schen dem Zeitpunkt der Ausgabe und der Einreichung des Zertifikates werden diese regi-
striert und sind frei handelbar. Der Handel der Zertifikate kann bilateral oder multilateral or-
ganisiert werden, wobei der Börsenhandel als multilateraler Handel der Zertifikate mit gerin-
geren Informationskosten verbunden ist und somit den Handel effizienter gestaltet.
Neben der Vergabe einer allgemeinen Quote besteht die Möglichkeit, innerhalb der
Quote gewichtete Anteile für die unterschiedlichen Erzeugungstechnologien vorzugeben und
somit eine differenziertere Förderung der unterschiedlichen Erzeugungstechnologien zu er-
möglichen, also die technologische Treffsicherheit zu erhöhen. Also beispielsweise dem An-
teil von Stromerzeugung aus Windkraft innerhalb der Quote ein festes Kontingent einzuräu-
men. Eine solche Gewichtung innerhalb der Quote würde allerdings der ihr zugrundeliegen-
den Intention, innerhalb der Quotenmenge einen Wettbewerb zwischen den alternativen Er-
zeugungstechnologien zu schaffen, zuwiderlaufen /Nitsch et al, 1999/. Hierdurch fördert man
zwar mit diesem Modell die unterschiedlichen Technologien, jedoch zu Lasten höherer Ko-
sten der Bereitstellung der gesamten Quotenmenge, da nicht nur das Segment der erneuerba-
ren Energieträger geschützt ist, sondern auch die Technologien spartenspezifisch in einem
geschützten Markt operieren können. In beiden Fällen schafft die Quote einen zweiten
Strommarkt, nämlich den für regenerativen Strom, der vom eigentlichen Strommarkt separiert
ist.
4.2.2 Beurteilung von Quoten- und Quotenhandelsmodellen
Im folgenden werden die Quoten- und Quotenhandelsmodelle anhand der anfangs formulier-
ten Bewertungskriterien beurteilt.
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Ziel und Zielerreichung
Da bei der Quotenregelung ein genaues Mengenziel vorgegeben wird, kann man davon aus-
gehen, daß dieses auch erreicht wird, solange die Pönalen nur so hoch angesetzt werden, daß
keinerlei Anreiz für die Unternehmen besteht, die Quote eventuell nicht zu erfüllen. Im Ge-
gensatz zu Preismechanismen kann man daher von einer guten Zielerreichung dieses Men-
genziels ausgehen.
Eine Quotenvorgabe ist jedoch nicht unbedingt geeignet um quantitative Klimaschutz-
ziele zu erreichen (wie z.B. CO2-Reduktion), da keine Aussage darüber gemacht werden
kann, welcher Energieträger durch die vermehrte Nutzung der erneuerbaren Energien substi-
tuiert werden. Daher ist ein Treibhausgasminderungsziel nicht sicher erreichbar.
Zu fragen bleibt allerdings, ob mit der Vorgabe eines Mengenziels für Strom aus erneu-
erbaren Energien das eigentliche Ziel der Förderung erneuerbarer Energie – die Erreichung
der Wettbewerbsfähigkeit – sinnvoll erreicht werden kann. Bei einer allgemeinen Quote ist
eine differenzierte Förderung der Technologien nicht möglich, da den Marktteilnehmern
überlassen bleibt mit welchen Technologien sie die Quotenerfüllung realisieren. Dabei ist
davon auszugehen, daß im Wettbewerb zur Erfüllung der Quote nur die Technologien mit den
vergleichsweise geringsten Erzeugungskosten genutzt werden. Erst durch eine gewichtete
Quote, in der für jede Energieerzeugungstechnologie eine eigene Mengenvorgabe gemacht
wird, wäre eine technologiespezifische Förderung möglich, allerdings bleibt die Frage offen,
ob die Mengenvorgaben so gesetzt werden können, daß die Skalen- oder Lerneffekte zur Er-
reichung der Marktreife effizient erreicht werden.
Fördermitteleffizienz
Die Vergabe einer Quote für den aus erneuerbaren Energien zu erzeugenden Strom bedeutet,
die Schaffung eines geschützten zweiten Marktes. Im Falle eines Quotenmodells mit handel-
baren Zertifikaten bedeutet dies, daß der im Wettbewerb sich bildende Preis der Zertifikate
wegen der vollkommen unelastischen Nachfrage aufgrund der Mengenvorgabe vom Grenz-
anbieter bestimmt wird. Dies führt insbesondere bei hohen Quoten dazu, daß alle anderen
Anbieter deren Kosten der Stromerzeugung aus regenerativen Quellen geringer sind als die
des Grenzanbieter, Mitnahmegewinne realisieren. Diese sind besonders hoch, wenn auch exi-
stierende Anlagen zur Quotenerfüllung herangezogen werden. Die Mitnahmegewinne redu-
zieren die Fördereffizienz, da sie Subventionen darstellen, die zur Erreichung des Förderziels
eigentlich nicht notwendig sind. Insbesondere bei einer allgemeinen im Zeitverlauf anstei-
genden Quote sind derartige Mitnahmeeffekte zu erwarten.
Für die Fördereffizienz sind darüber hinaus auch die Kosten des Zertifikatshandels so-
wie die für die Kontrollmaßnahmen von Bedeutung. Bei einem Quotenmodell werden die
Kosten für die Kontrolle und Überwachung relativ (im Vergleich zu anderen Fördermodellen)
hoch ausfallen, da verbunden mit dem Zertifikatshandel verschiedene Kontrollen notwendig
sind. Dies betrifft zum einen die Ausgabe der Zertifikate, auch für im Ausland erzeugten
Strom aus erneuerbaren Energien und zum anderen die Nachweisführung der Quotenerfül-
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lung und gfls. die Abwicklung von Sanktionsmaßnahmen im Falle einer Nichterfüllung der
Quote.
Was nun die Beurteilung der dynamischen Effizienz, also der Eignung des Quotenmo-
dells zur Ausschöpfung der technologischen Weiterentwicklungs- und Kostensenkungspoten-
tiale betrifft, so ist diese als nicht sehr ausgeprägt einzuordnen. Dies ist zurückzuführen auf
die im geschützten Markt sich bildenden von den Kosten des Grenzanbieters bestimmten ho-
hen Preise, die wenig Anreiz für eine weitere Ausschöpfung der Kostensekungspotentiale
bieten.
Darüber hinaus gilt für eine allgemeine Quote für Strom aus erneuerbaren Energien,
daß eine selektive, den Erfordernissen einzelner Technologien gerecht werdende Förderung
nicht erreicht werden kann.
Konformität mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungs- und Rechtsrahmen
Die Festlegung einer Quote für Strom aus erneuerbaren Energien bedeutet einen gravierenden
Eingriff in den wettbewerblichen marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen der Elektrizitäts-
versorgung. Es wird ein separater zweiter geschützter Markt geschaffen, dessen höhere Prei-
se, inklusive der Mitnahmegewinne, auf den Elektrizitätsmarkt überwälzt werden, was ent-
sprechende Preiserhöhungen zur Folge hat. Es ist weiterhin davon auszugehen, daß dieser
separate Markt, insbesondere bei einer im Zeitverlauf ansteigenden Quote, auf Dauer beste-
hen wird, da Mechanismen, die ein Überführen einzelner Technologien erneuerbarer Strom-
erzeugung in den Elektrizitätsmarkt ermöglichen, in dem Konzept des Quotenmodells nicht
angelegt sind.
Bei einem Quotenmodell mit Zertifikatshandel stellt sich auch die Frage nach der Ver-
einbarkeit mit den europäischen Beihilfevorschriften. Zertifikate sind sogenannte unbeziffer-
te, nicht monetäre Wertgutscheine und könnten als solche als Beihilfe verstanden werden
/Nitsch, et al. 1999/. Zwar leistet der Staat keine direkte Beihilfe in Form von Subventionen,
aber durch das verbindliche Setzen einer Quotenverpflichtung werden die Betreiber von An-
lagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien von der zur Quote verpflichteten Un-
ternehmen monetär bezuschußt. Diese „Quersubventionierung“ geht auf eine vom Staat erlas-
sene Auflage zurück und ist damit gfls. als eine unzulässige, weil wettbewerbsverfälschende
Beihilfe einzustufen, die mit dem europäischen Wettbewerbsrecht nicht zu vereinbaren ist
/Gent, 1999/. Die beihilferechtlichen Bedenken werden auch dadurch bestärkt, daß die Förde-
rung nicht zeitlich begrenzt und degressiv angelegt ist.
Die europäischen Vorschriften zum Freien Warenverkehr (Art. 28 EG-Vertrag) verlan-
gen, daß ausländische Anbieter von Strom an Endkunden keinen Wettbewerbsbeschränkun-
gen unterworfen werden dürfen, aber auch keine Wettbewerbsvorteile aus ihrem Ausländer-
status ziehen dürfen. Der daraus folgende Einbezug ausländischer Stromlieferanten in die
Quotenverpflichtung würde auch bei harmonisierten und gegenseitig anerkannten Zertifizie-
rungsverfahren im Falle eines auf Deutschland beschränkten Quotenmodells die Möglichkeit
bieten, die Mengenverpflichtung sowohl der deutschen wie auch ausländischen Anbieter
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durch billigen regenerativen Importstrom (z.B. Wasserkraft aus Österreich) zu erfüllen. Dies
würde natürlich dem Ziel der Förderung erneuerbarer Energien zuwider laufen.
Praktikabilität
Die Anforderungen, die sich aus dem Gebot der Warenverkehrsfreiheit für den liberalisierten
Energiebinnenmarkt in Europa ergeben, schränken die Praktikabilität einer nationalen Quo-
tenregelung für Strom aus erneuerbaren Energien erheblich ein.
Die praktische Umsetzung eines Quotenmodells ist darüber hinaus noch mit dem Pro-
blem konfrontiert, daß die jährliche Stromerzeugung der meisten Techniken zur Nutzung er-
neuerbarer Energie erheblichen natürlichen Schwankungen unterworfen ist. Das macht prak-
tisch die Erfüllung eines jährlich vorgegebenen Mengenziels unmöglich. Mit der Ausstellung
von Zertifikaten, die eine Laufzeit von mehreren Jahren haben, ließe sich eine über die Jahre
gemittelte Erreichung des Mengenziels realisieren.
Letztlich sei noch erwähnt, daß die aus Gründen der Planungssicherheit der Unterneh-
men notwendige längerfristige Festlegung der Quote bzw. ihrer Entwicklung zur Folge hat,
daß die Flexibilität auf veränderte Marktsituationen hinreichend schnell zu reagieren eher
eingeschränkt ist.
4.3 Ausschreibungsmodelle
Zu den Ausschreibungmodellen gibt es bereits Erfahrungen in England, Wales und auch in
Irland und Schottland. Zur Verdeutlichung der Funktionsweise eines solchen Ausschrei-
bungsmodells mit vorgegebenen Mengenkontingenten wird daher das NFFO-System aus
England und Wales vorgestellt.
4.3.1. Auschreibungsmodelle in England und Wales
Seit 1990 wird in England und Wales ein Ausschreibungsmodell mit Mengenkontingenten
praktiziert, in dem jedes Jahr für bestimmte Technologien10 für die Erzeugung von Strom aus
regenerativen Energiequellen Mengenkontingente ausgeschrieben werden. Die jeweiligen
ausgeschriebenen Mengen für die Technologiebänder unterliegen keinen operationalisier-
baren Regelungen; sie hängen von der Marknähe der einzelnen Technologien und deren Po-
tentialen ab. Dabei wird die Marktnähe nicht nur durch die situationsgegebene Kosteneffi-
zenz, sondern auch durch die erwarteten Kostensenkungspotentiale angezeigt.
Für den Strom, der auf Basis dieser Ausschreibungen in realisierten Anlagen produziert
wird, besteht eine Abnahmeverpflichtung für die englischen Versorgungsunternehmen. Jedes
Unternehmen kann innerhalb der Technologiebänder ein Angebot abgeben, welches die von
                                                          
10
 Solche Technologien sind: Wind, kleine Wasserkraftanlagen, Müllverbrennungsanlagen, Deponie- und Klär-
gas und seit 1994 Biomasse. Solarstrom wird im Rahmen der NFFO nicht gefördert, da nicht damit gerechnet
wird, daß dieser in Großbritannien zu annähernd wettbewerbsfähigen Kosten erzeugt werden kann /Drillisch,
Riechmann 1997/.
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dem Unternehmen bereitgestellte Menge und einen Angebotspreis enthält. Die ausschreiben-
de Behörde NFPA (Non-Fossil Purchasing Agency) prüft diese Angebote auf ihre technische,
rechtliche und wirtschaftliche Machbarkeit und erteilt denjenigen Angeboten einen Zuschlag,
welche dieses Kriterium erfüllen und die niedrigsten Preisangebote als wichtigsten Bietpara-
meter aufweisen.
Die Besonderheit bei dem englischen Ausschreibungsmodell ist dabei die Art der Bei-
hilfe von Seiten der NFPA, nämlich die zeitlich befristete Garantie einer erhöhten Einspei-
sungsvergütung für den in den kontrahierten Anlagen erzeugten Strom. Diese erhöhte Ein-
speisevergütung ermittelt sich aus den in der Bieterrunde eingereichten Angeboten und wird
finanziert durch die Erhebung einer Abgabe (Non-Fossil Fuel Levy) auf den insgesamt ver-
kauften Strom11. Die erhöhte Einspeisevergütung ist zeitlich begrenzt (in der ersten und
zweiten Ausschreibungsrunde bis 1998) und führte dazu, daß die Anlagenbetreiber versuchen
mußten, die aus ihrer Sicht zur Sicherung der Wirtschaftlichkeit benötigten Fördermittel in-
nerhalb dieser relativ knappen Frist zu realisieren. Eine Verzögerung der Inbetriebnahme be-
deutete einen Verlust an Fördermitteln, da die Laufzeit der garantierten Vergütung bis Ende
1998 befristet war.12 In den neuen Ausschreibungsrunden (1994, 1996/97und 1998) wurde die
Laufzeit der garantierten Vergütung auf 15 Jahre ab Inbetriebnahme festgesetzt, wobei die
Inbetriebnahme der Anlagen innerhalb von fünf Jahren erfolgen muß. Die Vertragspreise ent-
sprechen den individuellen Gebotspreisen der Anbieter. Zu erwähnen ist noch, daß bei einer
Nichterfüllung der Angebote keine Sanktionen von Seiten der NFPA ergriffen werden.
Die Erfahrungen in England zeigen, daß eine Preiskonvergenz in Richtung auf die
Wettbewerbspreise in den Preisgeboten zu erkennen sind. So sanken die Preisgebote für kon-
trahierte Windkraftanlagen von 5,75 p/kWh bis 10 p/kWh im Rahmen der ersten Ausschrei-
bungsrunde (1990) auf 3,11 p/kWh bis 4,95 p/kWh im Rahmen der vierten (1997) /Drillisch,
Riechmann, 1997/. In den bisherigen fünf Ausschreibungsrunden wurden insgesamt 3.270
MWDNC Kraftwerksleistung unter Vertrag genommen /Langniß, 1999/. Die Realisierungsra-
ten der verschiedenen Ausschreibungsrunden waren auch im Hinblick auf die verschiedenen
Technologien sehr unterschiedlich. Dafür werden verschiedene Gründe angeführt, unter ande-
rem auch langandauernde Genehmigungsverfahren. Ergänzend zu der oben gegebenen Dar-
stellung der Förderung erneuerbarer Energien über Ausschreibungsmodelle am Beispiel des
in England und Wales praktizierten Verfahrens, sei noch darauf hingewiesen, daß Ausschrei-
bungsverfahren sowohl hinsichtlich der Art der Förderzuwendung als auch hinsichtlich der
Aufbringung der Fördermittel durchaus auch anders gestaltet werden können. So etwa wäre
die Finanzierung auch aus dem allgemeinen Staatshaushalt möglich und die Fördermittel
könnten als Investitionskostenzuschuß vergeben werden.
                                                          
11
 Also auch auf den Strom von wettbewerblichen Anbietern. Der Strom aus regenerativen Anlagen ist von die-
ser Abgabe befreit.
12
 Ein Grund für diese befristete Förderung ist die vorläufige Genehmigung der Europäischen Kommission zur
Bezuschußung erneuerbarer Energiequellen bis 1998.
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4.3.2. Beurteilung von Ausschreibungsmodellen
Ziele und Zielerreichung
Grundsätzlich stellen Ausschreibungsmodelle ein besonders geeignetes, weil technologie-
spezifisches Verfahren zur Förderung der Markteinführung erneuerbarer Energien dar. Sie
sind durch eine hohe technologische Treffsicherheit gekennzeichnet sowie die Fähigkeit Ko-
stensenkungspotentiale zu erschließen. Beide Eigenschaften erlauben eine gezielte Heranfüh-
rung der geförderten Technologien an ihre Marktreife, d.h. an ihre Wettbewerbsfähigkeit mit
herkömmlichen Stromerzeugungstechnologien. Dies gilt auch vor dem Hintergrund der Er-
fahrungen in England, wo keine vollständige Realisierung der ausgeschriebenen Kapazitäten
erreicht wurde. Der Abbau von Hemmnissen im Genehmigungsverfahren, die Vereinbarung
von Sanktionen für eine in eigener Verantwortung liegende Nichterfüllung des Angebots so-
wie eine Angebotsreserve können dieses Defizit beheben.
Fördermittelffizienz
Bei einem Ausschreibungsmodell werden nur solchen Angeboten in den Bieterrunden ein
Zuschlag erteilt, welche die ausgeschriebenen Kapazitäten mit den geringsten Kosten realisie-
ren. Ausschreibungswettbewerbe, deren Regeln klar definiert sind und die einer potentiell
großen Zahl von Anbietern, darunter auch Contractoren, die im Auftrag von Privatpersonen
agieren, offenstehen, bieten die besten Voraussetzungen, die angestrebten Kostenreduktionen
effizient zu erreichen. Mitnahmeeffekte lassen sich weitgehend ausschließen, da nur Neuan-
lagen ausgeschrieben werden und auch nur diese Fördermittel entsprechend den jeweiligen
Angeboten erhalten.
Durch eine Ausschreibung von Technologiebändern können gezielt solche Technologi-
en gefördert werden, die nach Prüfung des technologischen Standes eine Aussicht haben,
durch die Ausnutzung von Lernkurveneffekten eine wettbewerbsfähige Position nach Ablauf
der Förderung zu erreichen. Da also die Fördermittel technologiespezifisch vergeben werden,
ist die technologische Treffsicherheit in einem Ausschreibungsmodell als sehr hoch zu be-
werten. Die Transaktionskosten sind eher kleiner als die eines Quotenmodells; bei dem Aus-
schreibungsmodell besteht der Aufwand darin, die Kapazitäten auszuschreiben und die einge-
henden Gebote der Unternehmen auf ihre Machbarkeit und Kostenaspekte hin zu prüfen,
während bei dem Quotenhandelsmodell insbesondere der Aufwand für den Zertifikatshandels
und der Überwachung der Zertifikatsausgabe und Quotenerfüllung zu Buche schlägt.
Negativ bei dem englischen Auschreibungsmodell ist zu bewerten, daß Mitnahme-
effekte auftraten durch die Einbeziehung von Altanlagen in der ersten Ausschreibungsrunde
sowie die in der zweiten Runde mögliche Realisierung von Renten von Anbietern, die preis-
lich unter dem Grenzanbieter Angebote einreichten, dennoch aber nach Maßgabe des Grenz-
anbieters eine höhere Einspeisevergütung erhielten. Weiterhin wurden in der Praxis auch sol-
che Projekte realisiert, welche im Rahmen der NFFO aufgrund erhöhter Preisgebote nicht
kontrahiert wurden, was darauf hindeutet, daß Technologien in das Ausschreibungsverfahren
aufgenommen wurden, die einer Förderung nicht mehr bedurften.
33
Konformität mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungs- und Rechtsrahmen
Ein Ausschreibungsmodell, das auf die Erreichnung der Wettbewerbsfähigkeit marktnaher
Technologien durch die Stimulierung von Skaleneffekten abzielt, greift nicht direkt in die
Preisbildungs- und Allokationsmechanismen wettbewerblicher Elektrizitätsmärkte ein, wenn
die Förderung nicht über garantierte Einspeisevergütungen sondern über Investitionskosten-
zuschüsse erfolgt. Es ist somit konformer mit dem marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen als
Quoten- und preisgesteuerte Modelle.
Gegen eine Finanzierung der Förderung der im Ausschreibungsverfahren ausgewählten
Projekte durch die Erhebung von Ausgleichszahlungen von den Stromlieferanten, Netzbetrei-
bern oder den Stromverbrauchern können gfls. finanzverfassungsrechliche Bedenken beste-
hen, die sich aus der nicht gegebenen Gruppen- bzw. Finanzierungsverantwortung der zur
Zahlung der Ausgleichsabgabe Herangezogenen ableitet. Gegen eine aus den öffentlichen
Haushalten finanzierte Investionskostenzulage wären diese Bedenken nicht vorzubringen.
Es ist auch davon auszugehen, daß Ausschreibungsmodelle nicht gegen die europäi-
schen Beihilfevorschriften und die Vorschriften des freien Warenverkehrs verstoßen, wenn
die Beteiligung an den Ausschreibungen in- und ausländischer Anbieter offen steht und wenn
die Förderung degressiv und zeitlich begrenzt ausgelegt ist.
Die dynamische Effizienz eines Ausschreibungsmodells ist als hoch zu bewerten, da der
Bieterwettbewerb ein wirksamer Anreizmechanismus für Kostensenkungen darstellt.
Praktikabilität
Aufgrund der jährlichen Neuauflage der Ausschreibungen bildet ein Ausschreibungsmodell
ein hochflexibles Instrument, welches je nach technologischer Entwicklungsstand zu der för-
dernden Technologie in der Ausschreibungsmenge angepaßt werden kann.
Die Durchführung eines solchen Ausschreibungsmodells kann in der Regel auf bereits
bestehende Strukturen der Technologieförderung aufbauen und benötigt daher nicht die
Schaffung neuer Institution. Erforderlich ist eine Prüfung der Technologien auf ihre Förder-
würdigkeit und die Ausschreibung der zu erstellenden Kapazität für die Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien. Der administrative Aufwand, der betrieben werden muß beschränkt
sich auf die genannte Prüfung der Technologien, die Auswahl der auf die Ausschreibung ein-
gegangenen Angebote auf ihre Machbarkeit sowie die Kontrolle der tatsächlichen Realisie-
rung der Projekte und eventuelle Regresse gegen solche Anbieter, die ihre Verträge nicht er-
füllen.
4.4 Modelle Grüner Angebote der Energiewirtschaft
4.4.1 Beschreibung grüner Angebote
Die Unternehmen der Energiewirtschaft haben bereits lange vor der Liberalisierung begon-
nen, den Markt für den Absatz von regenerativ erzeugtem Strom zu erschließen. Zielgruppe
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für dieses Marktsegment ist die ökologisch orientierte Kundschaft, die bereit ist, auf freiwilli-
ger Basis einen speziellen Beitrag für die Stromerzeugung aus Wasserkraft, Windkraft, Son-
nenenergie oder Biomasse zu leisten.
Den Kunden bieten die EVU‘s insgesamt genommen drei grundsätzlich verschiedene
Modelle der freiwilligen Beitragsleistung an, nämlich
• das Umwelttarif-Modell (Modell „Grüner Tarif“),
• das Beteiligungsmodell sowie
• das Fondsmodell (Spendenmodell).
Diese drei Modelle unterscheiden sich nicht nur durch ihre Zielrichtung, Ausgestaltung
und das von den EVU gewählte Marketing, sondern auch durch ihre Akzeptanz und Verbrei-
tung im Markt recht deutlich voneinander. Gemeinsam ist ihnen, daß sie auf die Zahlungsbe-
reitschaft der Kunden abzielen für eine bestimmte, durch Garantien verbürgte Erzeugungsart
Mehraufwendungen zu akzeptieren.
Beim Umwelttarif-Modell beziehen die Kunden ihren gesamten Strom oder einen ver-
traglich festgelegten Teil aus erneuerbaren Energiequellen und zahlen dafür einen von dem
jeweiligen Anbieter kalkulierten Aufschlag. Mit den zusätzlichen Erlösen werden von dem
anbietendem EVU die Mehrkosten der regenerativen Stromerzeugung finanziert. In einigen
Fällen werden von den EVU die Erlöse aus den Umwelttarifen aus eigenen Mitteln verdop-
pelt.
Ein wesentliches Element für die Akzeptanz des Modells ist die Glaubwürdigkeit bei
den Kunden hinsichtlich der korrekten Anrechnung der zum Umwelttarif bezogenen Kilo-
wattstunden auf ausschließlich regenerativ erzeugten Strom durch die anbietenden EVU. Um
das Vertrauen in die Korrektheit der Vertragserfüllung zu befördern, haben viele Anbieter des
Umwelttarifs daher ein von einer unabhängigen Stelle durchzuführendes Zertifizierungsver-
fahren für ihren Regenerativ-Strom eingeführt. Entscheidend für den Erfolg von „grünen Ta-
rifen“ ist auch ein professionelles Marketing, mit dem die Argumente für den geforderten
Mehrpreis in einer überzeugenden Art und Weise an die Zielgruppe transportiert werden.
Konsequenterweise wird daher beim Marketing des Umwelttarif-Stroms durch die EVU die
Schonung der Natur in den Mittelpunkt („Naturstrom“) gestellt und auf die positiven Effekte
für Umwelt, Klima, die regionale Wirtschaft und die zukünftige Generation abgehoben (Ta-
belle 4-2). Damit wird ein positives Marken-Image für das gepriesene Produkt geschaffen,
das sich deutlich vom Image des konventionell erzeugten und vermarkteten Stromes unter-
scheiden soll.
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Tabelle 4- 2: Marketing-Argumente von “Naturstrom”
Vermeidung von CO2, Luftschadstoffen und AtommüllUmwelt/Klima
Schonung der globalen Ressourcen
Regionale Einkommens- und Struktureffekte durch dezentrale Erzeu-
gung
Region
Schaffung regionaler Arbeitsplätze
Hoher ErzeugungswirkungsgradEffizienz
Niedrige Übertragungsverluste
Keine UmweltrisikenVorsorge
Keine Entsorgungsproblematik
Nachhaltigkeit Erhalt der Lebensgrundlagen der zukünftigen Generation
Das Modell des Umwelttarifs ist in Deutschland zuerst im Frühjahr 1996 durch eine
Kampagne der RWE Energie AG und anderer EVU bekannt geworden. Inzwischen gibt es
eine Vielzahl an Anbietern und verschiedene Varianten des Modells. Von verschiedenen
EVU‘s werden die Tarife auch im Internet veröffentlicht. Einige Beispiele der aus dem Inter-
net abgerufenen Informationen sind in Tabelle 4-3 aufgeführt.
RWE Energie gibt an, bereits 15000 Umwelttarif-Kunden gewonnen und so 2,6 GWh
Strom abgesetzt zu haben /RWE Energie, 2000/. Einige Unternehmen der Energiewirtschaft
schätzen, daß sich durch ein gekonntes Öko-Marketing etwa 10 % des Tarifkunden-Marktes
zu Umwelttarif-Bedingungen erschließen läßt /Elsenberger u. a. 1999/. Infolgedessen ist be-
reits ein stärkerer Wettbewerb um dieses Marktsegment entbrannt, wie die in Umfang und
Intensität zunehmenden Marktauftritte der Unternehmen mit Umwelttarif-Angeboten anzei-
gen.
Bei den Beteiligungsmodellen, die verschiedene EVU aufgelegt haben, erwirbt der
Kunde einen Anteil an einem Investitionsvorhaben, das der Nutzbarmachung erneuerbarer
Energiequellen dient. Er wird als Anteilseigner also Mitinvestor und ist am Ertrag der Inve-
stition beteiligt.
In Deutschland gibt es mehrere Investitions-Beteiligungsmodelle für erneuerbare Ener-
gien von EVU. Beispielsweise bietet die BEWAG im Rahmen eines „Solarinvest“ genannten
Programms Kunden an, für jeweils DM 2399 zertifizierte Anteile an einer Photovoltaikanlage
zu erwerben und sie nach 15 Jahren garantiert für DM 3000 zurückzukaufen /BEWAG,
2000/.
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Tabelle 4- 3: Beispiele von „Naturstrom“-Anbietern; Internet-Recherche, Stand 06.01.2000
EVU Marke Tarif
STAWAG, Aachen „evergreen” Aufpreis 8 Pf/kWh plus MWSt
(mindestens 50 kWh/Monat)
RWE Energie AG, Essen „Avanza-
Ökostrom”
Aufpreis rund 5 Pf/kWh inkl. MWSt
Energiedienst GmbH, Gren-
zach-Wyhlen
„Naturenergie
Gold”
(Wasserkraft aus
Hochrhein und
Schwarzwald)
32,36 Pf/kWh inkl. MWSt
13,92 DM/Monat Grundgebühr
Energiedienst GmbH, Gren-
zach-Wyhlen
„Naturenergie Sil-
ber”
(Wasser, Sonne,
Wind)
25,4 Pf/kWh inkl. MWSt
13,92 DM/Monat Grundgebühr
Energiedienst GmbH, Gren-
zach-Wyhlen
„EgalStrom”
(Strommix)
23,08 Pf/kWh inkl. MWSt
13,92 DM/Monat Grundgebühr
EWS Elektrizitätswerk
Schönau GmbH
„Watt-Ihr-volt“
(BHKW- und Öko-
strom)
individuell
Bayernwerk AG, München „Aquapower pri-
vate“
(100 % Wasser-
kraft)
Festpreis 39,95 DM/Monat
(bis 1500 kWh/a; 27,5 Pf/kWh jede
weitere kWh)
Bayernwerk AG, München „Aquapower fa-
mily“
(100 % Wasser-
kraft)
Festpreis 82,95 DM/Monat
(bis 4000 kWh/a; 25 Pf/kWh jede
weitere kWh)
VEW Energie AG, Dort-
mund
„evivo Natur” verbrauchsabhängig, inkl. MWSt
52,78 DM/Monat bei 1700 kWh
99,93 DM/Monat bei 3800 kWh
239,12DM/Monat bei 10000 kWh
NWS Neckarwerke Stuttgart
AG
keine eigene Mar-
ke, Angebote in
Kooperation mit
NaturEnergie AG,
Grenzach-W.
Aufpreis 6,9 Pf/kWh
NWS Neckarwerke Stuttgart
AG
Solartarif für Strom
aus PV-Anlagen
Aufpreis 1,30 DM/kWh plus MWSt
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Ähnlich wie bei den Beteiligungsmodellen zielt die Überlegung auch bei den Fonds- bzw.
Spendenmodellen der EVU auf das Engagement und die Bereitschaft der Kunden, für die
Einführung erneuerbarer Energiequellen in den regionalen Markt einen eigenen freiwilligen
Beitrag zu leisten. Allerdings werden in diesem Falle durch die Kunden keine Anteile erwor-
ben, sondern Spenden geleistet. Aus dem Fondsvermögen werden u.a. Investitionen in Anla-
gen zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen finanziert.
Ein Beispiel für ein derartiges Modell gibt es bei VEW Energie AG mit dem gemein-
nützigen Förderprogramm „Sonnenenergie-Fonds“/VEW Energie, 2000/. Bei diesem Fonds
beträgt das anfängliche Stiftungskapital DM 500.000. Die Stiftung nimmt die von den Kun-
den gespendeten Mittel entgegen, die um den jeweils gleichen Betrag von der VEW Energie
AG erhöht werden, bis das Stiftungsvermögen von DM 10 Millionen erreicht ist. Aus dem
Fondsvermögen werden günstige Kredite für Investitionen in Anlagen, die erneuerbare Ener-
gien nutzen, vergeben oder Beteiligungen an Gesellschaften finanziert, die solche Anlagen
planen, errichten oder betreiben. Bisher wurden auf diese Weise ein Wasserkraftwerk und
zwei Photovoltaikanlagen errichtet.
4.4.2 Einordnung der „grünen Modelle“
Bei den „grünen Modellen“ der EVU handelt es sich um eigenständige Produkte, der Ware
Strom, die für ein bestimmtes Marktsegment, nämlich das der ökologisch orientierten Kun-
den, aufgelegt werden. Sie zielen auf die freiwillige Zahlungsbereitschaft ab. Insofern sind
diese Modelle marktkonform.
Um die „grünen Modelle“ umzusetzen, bedarf es geeigneter Vertriebswege bei den
EVU. Produkte und Preise müssen in überzeugender Form an die besonders ökologisch ori-
entierte Kundschaft kommuniziert werden. Vertrauen muß bei den Kunden durch glaubwür-
dige, einfach überprüfbare Botschaften gewonnen werden. Voraussetzung für die Akzeptanz
und Marktausweitung von „grünen Modellen“ ist die Zertifizierung der Produkte durch ent-
sprechende Prüfeinrichtungen.
Nach den bisher in Deutschland vorliegenden Erfahrungen mit „grünen Angeboten“ der
EVU treffen diese auf eine grundsätzlich positive Markteinschätzung. Diese positive Grund-
stimmung wird allerdings nicht durch entsprechende Teilnehmerquoten in Marktanteile um-
gesetzt. So blieben die bisher tatsächlich erreichten Teilnehmerquoten bei „green pricing“-
Projekten deutlich hinter den aufgrund von Kundenbefragungen erwarteten Ergebnissen zu-
rück, da die Zahlungsbereitschaft der Kunden in der Realität weitaus geringer ausfiel, als Um-
fragen nahelegten /Dreher, 1999/.
Insgesamt betrachtet ist der durch „grüne Modelle“ gewinnbare Marktanteil eher be-
grenzt. Von daher reichen diese Modelle nicht aus, um die mengenmäßigen Kapazitätsaus-
weitungen zu erreichen, die notwendig wären, um die Anlagen und Systeme zur Nutzung
erneuerbarer Energien wettbewerbsfähig zu machen.
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5 Konzept eines marktkonformen Fördermodells für erneuerbare Energien
Aufbauend auf der kritischen Analyse der Vorteile und Defizite der im vorangegangenen Ka-
pitel diskutierten Förderkonzepte, wird im Folgenden ein Fördermodell für die Techniken zur
Nutzung erneuerbarer Energien erläutert, das auf die effiziente Erreichung der Marktreife der
verschiedenen Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien abzielt und dabei die sich
entwickelnden wettbewerblichen Energiemärkte möglichst wenig beeinträchtigt sowie mit
dem europäischen und deutschen Rechtsrahmen kompatibel ist. Unter Marktreife wird dabei
verstanden, daß die jeweiligen Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energie in den entspre-
chenden Segmenten des Energiemarktes wettbewerbsfähig mit den herkömmlichen Energie-
techniken sind, so daß sie im Substitutionswettbewerb steigende Marktanteile gewinnen kön-
nen, ohne daß es dazu weiterer Subventions- bzw. Fördermaßnahmen bedarf.
Das Fördermodell, das als „Marktintegrationsmodell“ charakterisiert werden kann, wird
exemplarisch erläutert für die Förderung von Techniken zur Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien. Es ist aber in seiner Grundkonzeption so angelegt, daß es übertragbar ist auf die
Förderung von erneuerbaren Energien in anderen Märkten z.B. den Wärmemarkt, bzw. für
die Förderung neuer Energietechnologien generell verwendet werden kann.
Obwohl auch die wettbewerblichen und verfassungsrechtlichen Aspekte der Förderung
thematisiert werden, war eine formaljuristische Prüfung dieser Aspekte nicht Gegenstand des
Gutachtens.
5.1 Konzept des „Marktintegrationsmodells“
Grundgedanke des „Marktintegrationsmodells“ ist es, daß die angestrebte Marktreife von
Technologien zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien effizient und wirkungsvoll nur
erreicht werden kann, wenn die Fördermaßnahmen in Umfang und Ausrichtung den jeweili-
gen technologiespezifischen Notwendigkeiten Rechnung tragen. Eine differenzierte Förde-
rung muß dabei unterscheiden zwischen der Forschungs- und Entwicklungsförderung, der
Förderung von Demonstrationsanlagen und der Förderung der Markteinführung, die unter
Ausnutzung von Skaleneffekten der Produktion auf die Senkung von Kosten und technische
Verbesserungen abzielt.
Entsprechend dieser Grundüberlegung werden die zur Förderung anstehenden Techni-
ken zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien entsprechend ihrem jeweiligen technolo-
gischen Entwicklungsstand und ihrer Marktnähe in solche eingeteilt, deren Entwicklung
durch weitere Forschungsanstrengungen und durch praktische Erprobung mittels Demonstra-
tionsanlagen gefördert werden sollen und in solche, die durch gezielte Markteinführungsmaß-
nahmen über eine Ausweitung der produzierten Anlagen bzw. Kapazitäten auf ein wettbe-
werbsfähiges Kostenniveau gebracht werden sollen.
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Die Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsmaßnahmen werden dabei im
Rahmen von jährlich fortzuschreibenden aber längerfristig angelegten Förderprogrammen ko-
ordiniert. Eine bessere Abstimmung der vom Bund, der EU, den Ländern und der Industrie
finanzierten Forschungs- und Entwicklungsarbeiten scheint hierzu erforderlich. Dabei sind
auch Forschungs- und Entwicklungsaufgaben einzubeziehen, die sich aus den Markteinfüh-
rungsprogrammen ergeben.
Die technologiespezifischen Markteinführungsprogramme sind so auszugestalten, daß
sie auf der einen Seite dem Teilnehmer eine ausreichende Planungs- und Investitionssicher-
heit bieten, auf der anderen Seite aber Anreizmechanismen schaffen, die Lern- und Produkti-
onseffekte effizient in Kostensenkungen, sowohl bei den Investitions- wie auch bei den Be-
triebsaufwendungen umzusetzen.
Um das zu erreichen, werden die Markteinführungsprogramme als wettbewerbliche
Vergabeverfahren von jährlich vorzugebenden Kapazitäten der entsprechenden Technologie
konzipiert (Bieterwettbewerb). Für das jeweilige Markteinführungsprogramm werden jährlich
Kapazitätskontingente der entsprechenden Technologie öffentlich ausgeschrieben, deren Er-
richtung in Deutschland finanziell gefördert wird. Die eingereichten Gebote werden auf ihre
technische, rechtliche und wirtschaftliche Machbarkeit untersucht, um möglichst sicherzu-
stellen, daß bei Erteilung des Zuschlags die Projekte auch realisiert werden. Diejenigen An-
gebote, die bezogen auf die Nennleistung der zu errichteten Anlagen, den geringsten spezifi-
schen, d.h. auf die Leistungseinheit bezogenen Investitonskostenzuschuß beinhalten, werden
bis zur Höhe des ausgeschriebenen Kapazitätskontingents zur Förderung ausgewählt. Mit den
ausgewählten Anbietern wird ein Vertrag geschlossen, der die Höhe der Förderzuwendung
festlegt und die Errichtung der Anlage in einem vorgegebenen Zeitraum vorsieht.
Der von den Teilnehmern am Ausschreibungsverfahren in ihren Angeboten explizit
auszuweisende spezifische Investitionszuschuß ist dabei auf der Grundlage zu kalkulieren,
daß keine Betriebskostenzuschüsse erfolgen und der Erlös für den erzeugten Strom im
Strommarkt zu erzielen ist. Bei rationeller Betriebsführung soll der wirtschaftliche Betrieb
der zu errichtenden Anlagen grundsätzlich möglich sein. Übliche unternehmerische Risiken
sind von den Anlagebetreibern jedoch selbst zu tragen.
Das Ausschreibungsverfahren ist für jedermann offen. Dies bedeutet, daß sich auch
Contractoren, die im Auftrag von Kunden Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien er-
richten und betreiben wollen, beteiligen können.
Die technologiespezifischen Markteinführungsprogramme sind so auszugestalten, daß
in einem vorgegebenen Zeitrahmen mit einem vorgegebenen Aufwand die Wettbewerbsfä-
higkeit der geförderten Technik mit einer großen Wahrscheinlichkeit erreicht werden kann.
Wesentliches Hilfsmittel für die Auswahl von Technologien, deren Markteinführung geför-
dert werden soll, sowie für die Ermittlung der Programmkosten, der Programmlaufzeit und
der auszuschreibenden Kapazitätskontingente ist das „Lernkurvenkonzept“.
„Lern- bzw. Erfahrungskurven“ beschreiben auf empirischer Basis den quantitativen
Zusammenhang zwischen den Kosten und der kumulierten Produktionsmenge einer Techno-
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logie. Sie sind Ausdruck der mit steigender kumulierter Produktion durch wachsende Ferti-
gungserfahrung, Rationalisierungseffekte, Umsetzung technischer Fortschritte und Skalenef-
fekte größerer Stückzahlen einhergehenden Lernprozesse, die zur Konstenreduktion führen.
Abb. 5.1 zeigt eine fiktive Lernkurve in der typischen doppellogarithmischen Darstellungs-
form von Kosten und kumulierter Produktion.
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Abbildung 5.1 Lernkurve zur Abschätzung des Förderbedarfs
Technologiespezifische Lernkurven lassen sich nutzen
- für die Auswahl von Technologien, für die Markteinführungsprogramme durchgeführt
werden sollen,
- für die spezifische Ausgestaltung des Markteinführungsprogramms hinsichtlich der
Programmlaufzeit und der auszuschreibenden Kapazitätskontingente sowie
- zur Abschätzung der Kosten des Markteinführungsprogramms.
Die schematische Darstellung in Abb. 5.1 zeigt, daß mit Hilfe von Lernkurven Infor-
mationen über die notwendige kumulierte Produktion (insgesamt herzustellende Anlagenka-
pazitäten) zur Erreichung von Wettbewerbsfähigkeit sowie über die Höhe der insgesamt not-
wendigen Förderung (doppelt schraffierte Fläche in Abb. 5.1) gewonnen werden können.13
Damit lassen sich Entscheidungen über die Auswahl von Markteinführungsprogrammen
                                                          
13
 Mit allen Unsicherheiten, die damit einhergehen.
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ebenso fundieren, wie z.B. auch die Festlegung der Laufzeit des Förderprogramms und der
Höhe der jährlich auszuschreibenden Kapazitätskontingente.
Lernkurven sind natürlich nur ein methodisches Hilfsmittel zur Auswahl und rationellen
Ausgestaltung von Markteinführungsprogrammen, das ergänzt werden sollte durch technisch-
ökonomische Analysen der Kostenreduktionsmöglichkeiten der Techniken zur Nutzung er-
neuerbarer Energien für die eine Markteinführung angestrebt werden könnte. Die Abb. 5.2
zeigt Lernkurven für die Kosten von Windenergiekonvertern in verschiedenen Zeiträumen
und für verschiedene Bezugsregionen.
Abbildung 5.2: Kostenentwicklung von Windkonvertern in verschiedenen Zeiträumen und Be-
zugsregionen und daraus abgeleitete Lernfaktoren /Mackay 1998; DEWI 1997;
Atlas 1998; Langniß 1997/
Organisationsrahmen
Für die abgestimmte und koordinierte Durchführung der Fördermaßnahmen wird vorgeschla-
gen einen
- „Koordinationskreis F,E+D14  Erneuerbare Energien“ und einen
- „Rat für die Markteinführung erneuerbarer Energien“
auf Bundesebene einzurichten.
Der „Koordinationskreis F, E + D Erneuerbare Energien“ koordiniert die vom Bund
und den Ländern durchgeführten Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsmaßnah-
men. Ihre Abwicklung erfolgt wie bisher, über die bestehenden Einrichtungen.
                                                          
14
 Forschung, Entwicklung und Demonstration
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Der „Rat für die Markteinführung erneuerbarer Energien“ ist verantwortlich für die
Konzeption der Markteinführungsprogramme. Er legt im Rahmen der verfügbaren Mittel fest,
für welche Technologien Markteinführungsprogramme durchgeführt werden und wie diese
auszugestalten sind. Das beinhaltet insbesondere die Festlegung der Höhe der jährlich auszu-
schreibenden Kapazitätskontingente. Ihm obliegt auch die Verfolgung und Auswertung der
laufenden Markteinführungsprogramme, um die gewonnenen Erfahrungen direkt in die weite-
re Förderung einfließen zu lassen. Der Rat trifft demnach die Programmentscheidung, wäh-
rend die organisatorische Durchführung und Abwicklung der Markteinführungsprogramme
durch bereitstehende Einrichtungen z.B. durch das Bundesamt für Wirtschaft erfolgt, das der-
zeit auch die Marktanreiz-programme des Bundesministeriums für Wirtschaft abwickelt.
Dem „Rat für die Markteinführung erneuerbarer Energien“ gehören Vertreter der mit
der Technologieentwicklung befaßten Ministerien des Bundes sowie Vertreter der Länder an.
Beratend wirken Vertreter der Wissenschaft und der Industrie mit. Die Federführung liegt
beim Bundesminister für Wirtschaft und Technologie. Für die Unterstützung der Arbeit des
Rates ist ein kleiner Stab von Mitarbeitern erforderlich.
Mittelaufkommen
Die Mittel für die Förderung erneuerbarer Energien sollen aus den Haushalten des Bundes
und der Länder bereitgestellt werden. Für die dem F,E+D-Bereich zuzurechnenden Maßnah-
men sind das die entsprechenden in dem Bundeshaushalt und den Länderhaushalten ausge-
wiesenen F,E+D-Mittel für erneuerbare Energien. Ihre Verwendung wird über den „Koordi-
nationskreis F,E+D Erneuerbare Energien“ abgestimmt und koordiniert.
Die Mittel für die Markteinführungsprogramme werden aus dem Bundeshaushalt be-
reitgestellt. Dies bedeutet eine gewisse finanzielle Entlastung der Länder, die bisher
Markteinführungsmaßnahmen für erneuerbare Energien durchgeführt haben. Zur Gegenfi-
nanzierung kann ein Teil des Aufkommens aus der Ökosteuer verwendet werden. Besser wäre
eine Abschaffung der Ökosteuer und ihre Ersetzung durch eine am Verursacherprinzip ausge-
richtete Umwelt- bzw. Treibhausgassteuer, wodurch ein marktkonformer Weg eingeschlagen
wird, der gleichzeitig durch die Internalisierung energiebedingter Kosten der Umweltnutzung
die Wettbewerbssituation erneuerbare Energien zur Stromerzeugung verbessert.
5.2 Bewertung des Fördermodells
Unterzieht man das im vorherigen Abschnitt erläuterte Fördermodell einer Bewertung hin-
sichtlich der in Kapitel 3 formulierten Anforderungen und Kriterien, die von einem effizien-
ten Fördermodell für erneuerbare Energie zu erfüllen sind, so fällt diese wie folgt aus.
Die selektive, den Erfordernissen der jeweiligen Technologie zur Nutzung erneuerbarer
Energien Rechnung tragende Förderung über F+E-Maßnahmen sowie über Mengenkontin-
gente im Rahmen der Markteinführung ermöglicht es, das Ziel der Marktreife effizient zu
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erreichen. Das bedeutet aber, daß die Markteinführungsprogramme richtig konzipiert sind
und nicht zu früh eingeleitet werden.
Mit Hinweis darauf, daß bei den Ausschreibungsverfahren in England nur ein Teil der
ausgewählten Angebote auch nachher realisiert wurden, wird gelegentlich die Effektivität
dieses Modells in Frage gestellt. Wesentlicher Grund für die unzureichende Realisierungsrate
waren aber Probleme der Anbieter, die notwendigen Baugenehmigungen für die Anlagen
ausreichend schnell zu erhalten /EU1999/. Dies ist also kein Hemmnis, das man dem Aus-
schreibungsmodell anlasten kann.
Die gezielte Förderung einzelner Technologien ermöglicht einen wesentlich effiziente-
ren Mitteleinsatz, als pauschale Fördermodelle. Durch die Bieterwettbewerb im Rahmen der
Ausschreibungen lassen sich Überförderungen und Mitnahmeeffekte weitgehend vermeiden.
Darüber hinaus entfalten Bieterwettbewerbe, wie die Erfahrungen in England und Wales ge-
zeigt haben, eine besondere Dynamik im Hinblick auf die Ausschöpfung von Kostensen-
kungspotentialen.
Anders als Fördermodelle mit garantierten Mindestpreisregelungen oder Mengenvorga-
ben der Erzeugung auf Basis erneuerbarer Energie, die einen erheblichen Eingriff in einen
wettbewerblichen organisierten Energiemarkt darstellen, vermeidet das Marktintegrations-
modell unmittelbare Interventionen und davon ausgehende Markt- und Wettbewerbsverzer-
rungen in den Energiemärkten. Aus diesem Grund ist es wesentlich konformer mit dem
marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen, auch wenn man der staatlichen Technologieförde-
rung im vorwettbewerblichen Bereich einen Markteffekt zuschreibt.
Gegen das derzeitige Stromeinspeisungsgesetz, aber auch bezüglich eines Quotenhan-
delsmodells zur Förderung erneuerbarer Energien werden rechtliche Einwände erhoben, daß
sie gegen das europäische Wettbewerbsrecht (Beihilferecht u. Garantie des Freien Warenver-
kehrs) sowie gegen die Finanzverfassung des Grundgesetzes (Zuverlässigkeit von Sonderab-
gaben) verstoßen. Ohne einer formaljuristischen Prüfung vorgreifen zu können, spricht wenig
dafür, daß derartige rechtliche Bedenken auch gegen das hier skizzierte Fördermodell beste-
hen könnten, da
- die F+E-Aufwendungen ebenso wie die Aufwendungen für die Markteinführungs-
förderung als Finanzierung einer öffentlichen Aufgabe aus den Staatshaushalten erfolgt,
- der innergemeinschaftliche Handel von Elektrizität nicht behindert wird, weil der von
den geförderten Anlagen erzeugte Strom im Elektrizitätsmarkt im Wettbewerb abgesetzt
werden muß. Eine Preis- und/oder Abnahmegarantie gibt es nicht,
- das Konzept erweiterbar auf die Europäische Union ist,
- die Beteiligung an dem Ausschreibungswettbewerb nicht auf deutsche Anbieter begrenzt
ist, sondern auch allen europäischen Unternehmern offen steht,
- die im Rahmen der technologiespezifischen Markteinführungsprogramme gewährten In-
vestitionsbeihilfen degressiv ausgestaltet sind und das Markteinführungsprogramm zeit-
lich begrenzt ist.
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Was nun die Umsetzbarkeit des hier vorgeschlagenen Fördermodells betrifft, so ergibt
sich kein zusätzlicher Regulierungs- und Kontrollbedarf. Aufgrund der Vergabe von einmali-
gen Investitionskostenzuschüssen im Rahmen der jährlichen Ausschreibungsverfahren ist
auch der Verwaltungsaufwand gering. Zudem kann auf die praktischen Erfahrungen bei der
Abwicklung von Breitenförderprogrammen der Vergangenheit zurückgegriffen werden. Den
Unternehmern der Energiewirtschaft wird kein Durchführungs- und Abwicklungsaufwand
abverlangt.
5.3 Übergangsregelung
Das in Kap. 5.1 skizzierte „Marktintegrationsmodell“ ist als effizientes und marktkonformes
Alternativfördermodell zum Stromeinspeisungsgesetz gedacht und soll dieses ersetzen.
Bei einer Ablösung des Stromeinspeisungsgesetzes ist aus Gründen des Vertrauens-
schutzes der bislang durch das Stromeinspeisungsgesetz begünstigten Einspeiser von Strom
aus erneuerbaren Energien eine Übergangsregelung erforderlich. Diese könnte darin bestehen,
die Vergütung für die Einspeisung aus diesen Anlagen entsprechend den Regeln des Stro-
meinspeisungsgesetzes für eine angemessene Betriebszeit der Anlagen weiter zu zahlen und
den abnahmepflichtigen Elektrizitätsversorgungsunternehmen die Mehraufwendungen aus
Mitteln des Bundeshaushaltes zu erstatten.
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